
245 der Beilagen z~ den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVI. GP 

Regierungsvorlage : 

Bundesgesetz vom xxxxxxx über die För­
deh~ der Verbesserung und Erhaltung von 
Wo äusc:rn, Wohnungen und Wohnheimen 
sowie zur Anderung des' Stadtemeuerungsge-­
setzes und des Startwohnungsgesetzes (Wohn-

haussanierungsgesetz - WSG) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

L Ha'uptstück 

LABSCHNITT 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Gegenstand des Gesetzes 

§ 1. Die Länder haben auf Grund dieses Bundes-' 
gesetzes die Sanierung von Wohnhäusern, Woh­
nungen und Wohnheimen zu fördern. 

Ausschluß von der Förderung 

§ 2. (1) Vom Anwendungsbereich dieses Bundes­
gesetzes sind ausgenommen: 

1. Gebäude, die zu mehr als der Hälfte im 
Eigentum des Bundes oder eines Landes ste­

. hen, es sei denn, die Förderung wird .von 
einem Wohnungsinhaber (§ 9 Abs. 1) bean­

- tragt; 
2. Gebäude, die im Eigentum oder in der Benüt­

-zung eines fremden Staates, einer internatio­
nalen Organisation, eines Diplomaten, eines 
Konsuls oder einer sonstigen mit diplomati­
schen Vorrechten und Immunitäten ausgestat­
teten Person stehen, sofern diese Gebäude zur 
Unterbringung von diplomatischen Vertretun­
gen oder zu Wohnzwecken von als exterrito­
rial anerkannten Personen verwendet werden; 

3. Gebäude und Wohnungen, die nach Beendi­
gung . der Sanierungsmaßnahmen (§ 11) nicht 
zur Befriedigung des dringenden W ohnbe­
dürfnisses ihrer Bewohner regelmäßig ver­
wendet werden sollen. 

(2) Gebäude und Wohnungen, die in einem 
Assanierungsgebiet gemäß § 1 Stadterneuerungsge­
setz, BGBI. N r. 287/1974, gelegen und in ein Assa­
nierungsvorhaben einbezogen sind, dürfen nur 

dann gefördert wer~en, wenn die Sanierungsarbei­
ten mit dem Assanierungsvorhaben im Einklang 
stehen. 

Begriffsbestimmungen 

§ 3. Im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten: 
,1. ab; Wohnhaus ein Gebäude, dessen Gesamt­

nutzfläche mindestens zur Hälfte Wohrizwek­
ken dient und in dem mindestens die Hälfte 
der Wohnungen der Voraussetzung gemäß 
Z 2 entspricht; , 

2. als Wohnung eine solche mit einer Nutzfläche 
von höchstens 150 m2 ; 

3. als Wohnheim ein zur Befriedigung des regel­
mäßigen Wohnbedürfnisses seiner Bewohner 
bestimmtes Heim, das neben den Wohn- oder 
'Schlafräumen auch die für die Verwaltung 
und für die Unterbringung des Personals 
erforderlichen Räume und allenfalls auch 
gemeinsame Küchen, Speise-, Aufenthalts­
und zur vorübergehenden Unterbringung von 
Heimbewohnern bestimmte Krankenräume 
sowie allenfalls gemeinsame sanitäre Anlagen 
enthält; 

4. als normale Ausstattung eine Ausstattung, die 
bei größter Wirtschaftlichkeit des Baukosten­
aufwands unter Bedachinahme auf die 
Betriebs- und Instandhaltungskosten und bei 
einwandfreier Ausführung nach dem jeweili­
gen Stand der Technik, insbesondere hinsicht­
lich des Schall-', Wärme-, Feuchtigkeits- und 
Abgasschutzes, . den zeitgemäßen Wohnbe­
dürfnissen entspricht; 

5. als Nutzfläche die gesamte Bodenfläche einer 
Wohnung oder, eines Geschäftsraumes abzüg­
lieh der Wandstärken und der im Verlauf der 
Wände befindlichen Durchbrechungen (Aus­
nehmungen) j Keller- und Dachbodenräume, 
soweit sie ihrer Ausstattung nach nicht für 
W'ohn- oder Geschäftszwecke geeignet sind, 
sowie Treppen, offene Balkone und Terrassen 
sind bei Berechnung der Nutzfläche nicht zu 
berücksichtigen; 

6. als Einkommen das Einkommen gemäß § 2 
Abs. 2 Einkommensteuergesetz 1972, BGBI. 
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Nr.440, vermehrt um die bei der Einkom­
mensermittlung abgezogenen Beträge gemäß 
den §§ 11 und 18 Abs. 1 Z 4 und 8 EStG 1972 
und die steuerfreien Einkünfte gemäß § 3 
Z 14 und 14 a EStG 1972 und vermindert um 
die bei der Einkommensteuerfestsetzurig 
berü~ksichtigten' außergewöhnlichen Bela­
stungen gemäß den §§ 34 und 106 EStG 1972 
und um die Einkommensteuer; 

7. als Familieneinkommen die Summe der Ein­
kommen des Förderungswerbers und der mit 
ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden Per­
sonen mit Ausnahme von im Haushalt 
beschäftigten Arbeitnehmern und angestell­
tem Pflegepersonal; 

8. als Vermögen bei unbeschränkt Vermögen­
steuerpflichtigen gemäß § 1 Abs.l Z 1 Ver-

'mögensteuergesetz 1954, BGBI. Nr. 192, das 
steuerpflichtige Vermögen gemäß § 7 Z 1 
lit. a Vermögensteuergesetz 1954; bei 
beschränkt Vermögenst~uerpflichtigen sowie 
bei Personen, die im Inland nicht vermögen­
steuerpflichtig sind, ist' vom Inlandvermögen 
zuzüglich des Wertes des erklärten ausländi­
schen Vermögens auszugehen; 

9. als Mietvertrag auch der genossenschaftliche 
Nutzungsvertrag, als Mietwohnung auch die 
auf Grund eines solchen Vertrages benützte 
Wohnung, als Mieter auch der auf Grund 
eines solchen Vertrages Nutzungsberechtigte 
und als Mietzins auch das auf Grund eines 
solchen Ve,rtrages zu bezahlende Nutzungs­
entgelt. 

Förderungsmittel 

§ 4. Die Förderungsmittel werden aufgebracht: 
1. durch Leistungen des Bundes (§§ 5 und 6), 
2. durch Leistungen der Länder (§ 8 Abs. 1), 
3.' auf Grund des Kapitalversicherurigs-Förde­

rungsgesetzes oder 'sonstiger Förderungsmaß­
nahmen (§ 7 Abs. 1), 

4. durch Rückflüsse nach diesem BUndesgesetz, 
5. durch Erträgnisse aus Förderungsmitteln (§ 8 

Abs. 3) und 
6. durch Widmung von den Ländern gemäß § 7 

Wohnbauförderungsgesetz 1984, BGBI. 
Nr. xxx, zur Verfügung stehenden Förde­
rungsmittelnfür Zwecke dieses Bundesgeset­
zes. 

Leistungen des Bundes 

§ 5. (1) Der Bund leistet aus Haushaltsmitteln 
unbeschadet der §§ 6 und 7 im Jahr 1985 120 Mil­
lionen Schilling, im Jahr 1986 130 Millionen Schil­
ling, im Jahr 1987 140 MillionenSchilling, im Jahr 
1988 150 Millionen Schilling, im Jahr 1989 
160 Millionen Schilling und ab dem Jahr 1990 
170 Millionen Schilling jährlich. 

(2) Die Mittel nach Abs. 1 sind den Ländern bis 
Ende Feber jedes Jahres als zweckgebundene 

Zuschüsse nach folgenden Hundertsätzen zuzutei­
len: 

Burgenland ......................... . 
Kärnten ........................ : ... . 
Niederösterreich ..................... . 
Oberösterreich ...................... . 
Salzburg .............. ' ............. . 
Steiermark .......................... . 
Tirol ........................ , ...... . 
V orarlberg .......................... . 
Wien .............................. . 

2,37 
5,74 

14,30 
13,98 
5,27 

13,34 
6,58 
3,79 

34,63 

§ 6. (1) Für die Förderung der Herstellung des 
Anschlusses bestehender oder geplanter Zentralheip 
zungsanlagen an Fernwärme (§ 11 Z 2) bringt, der 
Bund jährlich Haushaltsmittel in Höhe von 20 Mil­
lionen Schilling auf. 

(2) Für die Zuteilung und Überweisung der Mit­
tel nach Abs. 1 an die Länder gilt §5 Abs.2. Kön­
nen Mittel nach Abs. 1 mangels ausreichender 
Ansuchen auch 'im folgenden Kalenderjahr nicht 
ausgeschöpft werden, so sind die verbliebenen Mit­
tel zuzüglich des entsprechenden vom Land gemäß 
§ 8 Abs. 1 zur Verfügung zu stellenden Betrages im 
übernächsten Kalenderjahr zur Förderung energie­
sparender Maßnahmen gemäß § 11 Z 4 und 5 zu 
verwenden. 

§ 7. (1) Der Bund begünstigt die Bildung von 
Kapital auf Grund des Kapitalversicherungs-Förde­
rungsgesetzes, BGBI. Nr.163/1982, oder auf 
Grund sonstiger Förderungsmaßnahmen. Das sol­
cherart aufgebrachte Kapital dient 

1. den Ländern zur Förderung von Sanierungs­
maßnahmen gemäß § 11 sowie 

2. dem Wohnhaus-Wiederaufbau- und Stadter­
neuerungsfonds (BGBI. Nr. 130/1948 und 
164/1982) zur Förderung von Maßnahmen 
gemäß § 33 Stadterneuerungsgesetz in der 
Fassu,ng dieses Bundesgesetzes. 

(2) Das Kapital gemäß Abs. 1 Z I, steht den Län­
dern in der, Höhe von mindestens 750 Millionen 
Schilling jährlich als Darlehen zur Verfügung und 
wird nach ihrem Anteil an Wohnungen, die sich in 
vor 1945 errichteten Wohnhäusern mit mehr als 
zwei Wohnungen befinden Und die über keine 
Wasserentnahmestelle oder kein Klosett im Inneren 
verfügen, aufgeteilt. Der Ermittlung sind die jüng­
sten auf einer Vollerhebung des Österreichischen 
Statistischen Zentralamtes beruhenden Daten über 
die Ausstattung der Wohnungen zugrunde zu 
legen. 

(3) Die Auf teilung des Kapitals ist vom Bundes­
minister für Bauten und Technik im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen bis Ende 
Feber jedes Jahres vorzunehmen. Soweit ein Land 
in einem K~renderjahr Kapital nicht beansprucht, 
wird dieses im darauffolgenden Jahr gemäß Abs. 2 
neu verteilt. 
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Leistungen der Länder 

§ 8. (1) Die Überweisung der Bundesmittel 
gemäß § 5 setzt voraus, daß das Land im Kalender­
jahr mindestens einen gleich hohen ;Betrag zur Ver­
fügung stellt. Die Überweisung der Bundesmittel 
gemäß § 6 setzt voraus, daß das Land im Kalender­
jahr mindestens einen Betrag in halber Höhe der 
Bundesmittel zur Verfügung stellt. 

(2) Wenn ein Land seine Verpflichtungen nach 
diesem Bundesgesetz trotz einer zur Abstellungder 
Mängel gewährten Frist nicht einhält und dadurch 
der Förderungszweck wesentlich gefährdet wird, 
hat der zuständige Bundesminister die Zahlung der 
Bunclesmittel im entsprechenden Ausmaß einzustel-
kn. . . 

(3) Das Land hat die Förderungsmittel (§ 4) auf 
einem gesonderten Konto zu führen und für best­
mögliche Verzinsung zu sorgen. 

11. ABSCHNITT 

FÖRDERUNG 

Förderungswerber 

§ 9. (1) Eine Förderung darf nur dem Eigentü­
mer des Gebäudes, dem Bauberechtigten oder dem 
nach § 6 Abs. 2 Mietrechtsgesetz, BGBI. 
Nr.520/1981, oder § 14 c Abs.2 Wohnungsge­
meinnützigkeitsgesetz, BGBI. Nr. 139/1979, 
bestellten Verwalter, bei Sanierungs maßnahmen 
innerhalb einer Wohnung auch dem Wohnungsin­
haber (Mieter, Wohnungseigentümer oder Mitei­
gentümer, der-.eine in seinem Haus gelegene Woh­
nung selbst benützt) gewährt werden. 

(2) Dem Wohnungsinhaber darf zur Sanierung 
seiner Wohnung eine Förderung nur gew:ährt wer­
den, wenn 

1. das jährliche Einkommen (Familieneinkom­
men) das höchstzulässige Jahreseinkommen 
gemäß Abs. 3 nicht übersteigt und 

2. sein steuerpflichtiges Vermögen zusammen 
mit dem Vermögen der mit ihm im Zeitpunkt 
des Ansuchens im gemeinsamen Haushalt 
lebenden Personen 500 000 S nicht übersteigt. 

(3) Das höchstzulässige Jahreseinkommen 
beträgt bei einer Haushaltsgröße von 

einer Person .................... . 
zwei Personen ................... . 
drei Personen ................... . 
vier Personen .................... . 
mehr als vier Personen ............ . 

273 000 S, 
409500 S, 
464100 S, 
518700 S, 
546000 S. 

Diese Beträge vermindern oder erhöhen sich ent­
sprechend den Änderungen des vom Österreichi­
schen Statistischen Zentralamt mo'natlich verlaut­
barten Verbraucherpreisindex 1976 oder eines an 
seine Stelle getretenen Index, sobald die Änderung 
dieses Index seit der letzten Festsetzung 10 vH 
überschreitet. Der Bundesminister für Bauten und 

Technik hat die si~h hieraus ergebenden Änderun­
gen der Beträge im Bundesgesetzblatt kundzuma­
chen. 

Förderungswürdige Objekte 

§ 10. Die Förderungsmittel können verwendet 
werden: . 

. L für Sanierungsmaßnahmen an Wohnhäusern 
und Wohnheimen, 
a) deren Baubewilligung im Zeitpunkt der 

AntragsteIlung mindestens 20 Jahre zu­
rückliegt, es sei denn, daß es sich wn den 
Anschluß an Fernwärme gemäß § 11 Z 2 
handelt, 

b) deren Bestand mit den Flächenwidmungs­
und Bebauungsplänen vereinbar oder· im 
öffentlichen Interesse gelegen ist und 

c) bei denen die I;>urchführung von Sanie­
rungsmaßnahmen im Hinblick auf den all­
gemeinen Bauzustand des Hauses wirt­
schaftlich vertretbar ist; 

2. für Sanierungsmaßnahmen innerhalb von 
Wohnungen in Gebäuden, die die Bedingun­
gen gemäß ZIerfüllen. 

Sanierungsmaßnahmen 

§ 11. Als Sanierungsmaßnahmen gelten Erhal­
tungsarbeiten im Sin,ne des Mietrechtsgesetzes und 
Verbesserungsarbeiten. Sanierungsmaßnahmen 
sind insbesond~e: 

1. die Errichtung oder Umgestaltung von der 
gemeinsamen Benützung der Bewohner die­
nenden Räumen oder Anlagen, wie Perso­
nenaufzüge, . Zentralheizungsanlagen . mit 
oder ohne Anschluß an Fernwärme sowie 
zentrale Waschküchen, 

2. die Herstellung des Anschlusses bestehender 
oder geplanter Zentralheizungsanlagen an 
Fernwärme, 

3. die Errichtung oder Umgestaltung von Was­
serleitungen, Stromleitungen, Gasleitungen 
sowie von Sanitär- oder Heizungsanlagen in 
Wohnungen, . 

4. Maßnahmen zur Erhöhung des Schall- oder 
Wärmeschutzes, wie die Verbesserung der 
Schall- oder Wärmedämmung von Fenstern, 
Außentüren, Außenwänden, Dächern" Kel­
lerdecken, Decken über Durchfahrten oder 
obersten Geschoßdecken, 

.5. Maßnahmen zur Verminderung des Ener­
gieverlustes oder des Energieverbrauches 
von Zentral(Etagen)heizungen oder Warm­
wasserbereitungsanlagen, 

6. Maßnahmen zur Erhöhung des Feuchtig­
keitsschutzes, 

7. die Vereinigung von Wohnungen oder von 
sonstigen Räumen zu Wohnungen, 

8. die Teilung von Wohnungen, unabhängig 
von ihrem. Nutzflächenausmaß, oder von 
sonstigen Räumen, 
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9. die Änderung der Grundrißgestaltung, 
innerhalb einer Wohnung jedoch nur in Ver­
bindung mit anderen geförderten Arbeiten, 

10. Maßnahmen, die den Wohnbedürfnissen 
von behinderten oder alten Menschen die­
nen, 

1 L die Errichtung oder Umgestaltung von 
Schutzräumen vom Typ Grundschutz. 

§ 12. (1) Bei der Förderung ist ein möglichst 
ho her Anteil von Verbesserungsarbeiten am gesam­
ten Förderungsvolumen mit dem Ziel einer Verbes­
serung der Bausubstanz anzustreben. 

(2) Erhaltungsarbeiten im Sinne· des Mietrechts­
gesetzes dürfen nur insoweit gefördert werden, als 
ihre Kosten in der Mietzinsreserve gemäß § 20 
Mietrechtsgesetz, der Rückstellung gemäß § 14 
Abs. 1 Z 5 Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz oder 
der Rücklage gemäß § 16 Wohnungseigentumsge­
setzes 1975 keine Deckung finden. 

§ 13. Wird ein Wohnhaus mit mehr als zwei 
Wohnungen mit erheblichem Kostenaufwand 
saniert, ist bei Gewährung der Förderung sicherzu­
stellen, daß es nach Durchführung der Arbeiten 
entsprechend den gegebenen Möglichkeiten einen 
zeitgemäßen Ausstattungsstandard, insbesondere 
hinsichtlich der Stromversorgung, Wasserversor­
gung und Abwasserbeseitigung, aufweist. Die 
Errichtung oder Umgestaltung von Zentralhei­
zungsanlagen gemäß § 11 Z 1 in Wohnhäusern mit 
mehr als zwei Wohnungen darf nur gefördert wer­
den, wenn die Anlage besondere Vorrichtungen 
(Geräte) enthält, durch die der Verbrauch oder der 
Anteil am Gesamtverbrauch jedes einzelnen Benüt­
zers festgestellt werden kann. 

§ 14. Eine Förderung gemäß § 11 Z 11 ist davon 
abhängig zu machen, daß der Schutzraum 

1. entsprechend den gesetzlichen Vorschriften 
ausgeführt wird, 

2. für die gemeinsame Benützung der Bewohner 
des Wohnhauses bestimmt ist und 

3. seine Größe in einem angemessenen Verhält­
nis zur Zahl dieser Bewohner steht. 

Art der Förderung 

§ 15. (1) Die Förderung kann bestehen: 
1. in der Gewährung von Darlehen (§ 16), 
2. in der Gewährung von Annuitätenzuschüssen 

und Zinsenzuschüssen (§ 21), 
3. in der Übernahme der Bürgschaft (§ 24), 
4. in der Gewährung von Wohnbeihilfe (§ 25). 

(2) Wohnbeihilfe kann nur im Zusammenhang 
mit einer anderen Förderung gemäß Abs. 1 gewährt 
werden. 

Förderungsdarleben 

§ 16. (1) Die Länder können das Ausmaß der 
Förderungsdarlehen nach Art und Umfang der 

Sanierung bis zur vollen Höhe der Kosten festset­
zen. 

(2) Den Tilgungsplänen ist eine Darlehenslauf­
zeit zwischen 10 und 30 Jahren, eine jährliche Ver­
zinsung von höchstens 6 vH beziehungsweise bis 
zum Ausmaß eines etwaigen höheren Eckzinssatzes 
gemäß § 20 Abs. 2 Kreditwesengesetz sowie eine 
Anhebung der Annuitäten in bestimmten Zeitab­
schnitten zugrunde zu legen. 

(3) Die Länder haben in den Darlehensverträgen 
vorzusehen, daß die Tilgungspläne im Falle wesent­
licher Veränderung der wirtschaftlichen Verhält­
nisse entsprechend geändert werden können. Dabei 
darf jedoch die Gesamtlaufzeit nicht weniger als 
10 Jahre betragen und ein jährlicher Zinsfuß von 
6 vH beziehungsweise ein etwaiger höherer Eck­
zinssatz gemäß § 20 Abs. 2 Kreditwesengesetz 
nicht überschritten werden. 

(4) Die näheren Bestimmungen zu den vorste­
henden Absätzen treffen die Länder durch Verord­
nung. Dabei ist vorzusehen, daß ein in 'der vollen 
Höhe der Sanierungskosten beantragtes Förde­
rungsdarlehen in dieser Höhe gewährt wird, wenn 
es sich um die Beseitigung der mangelhaften Aus­
stattung von Wohnungen handelt, die über keine 
Wasserentnahmestelle oder kein Klosett im Inneren 
verfügen. 

SicbersteUung des Förderungsdarlebens 

§ 17. Das Förderungsdarlehen ist durch Einver­
leibung eines Pfandrechtes sicherzustellen. Sofern 
diesem Pfandrecht andere Pfandrechte im Range 
vorausgehen, hat der Liegenschaftseigentümer 
(Bauberechtigte) im Grundbuch zugunsten des 
Landes die Verpflichtung anmerken zu lassen, diese 
Pfandrechte nach Tilgung der ihnen zugrunde lie­
genden Forderungen vorbehaltlos löschen zu las­
sen. 

Kündigung des Förderungsdarlebens 

§ 18. (1) Das Land hat im Darlehensvertrag vor­
zusehen, daß das Darlehen unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von mindestens sechs Monaten 
gekündigt wird, wenn der Schuldner --

1. eine der in § 23 angeführten Handlungen 
setzt, 

2. seine Verpflichtungen gemäß § 17 oder 
Bedingungen (Auflagen) der Zusicherung 
nicht erfüllt, 

3. nach schriftlicher Mahnung trotz Gewährung 
einer angemessenen Frist .seinen Zahlungsver­
pflichtungen aus dem Darlehensvertrag nicht 
nachkommt, 

4. das Gebäude nicht ausreichend gegen Brand­
schaden versichert hält oder am Gebäude 
erhebliche wertvermindernde Änderungen 
vornimmt oder zuläßt, 
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5. es trotz Aufforderung unterlaßt, für eine 
regelmaßige Verwendung der Wohnungen zu 

, Wohnzwecken zu sorgen. 

(2) Für den Fall einer Kündigung hat das Land 
im Darlehensvertrag vorzusehen, daß die zugezahl­
ten Darlehensbeträge vom Eintritt des Kündigungs­
grundes an mit 3 vH über dem jeweils geltenden 
Zinsfuß für Eskontierungen der Oesterreichischen 
Nationalbank pro Jahr zu verzinsen sind. 

(3) Von einer Kündigung gemäß Abs. 1 Z 3 kann 
abgesehen werden, wenn dadurch schutzwürdige 
Interessen von Wohnungsinhabern oder· künftigen 
Wohnungsinhabern gefährdet würden. 

FälligsteUung des Förderungsdarlehens 

§ 19. Das Förderungsdarlehen kann ohne Kündi­
gung fällig gestellt werden, wenn über das Vermö­
gen des Darlehensschuldners der Konkurs oder das 
Ausgleichsverfahren eröffnet wird und schutzwür­
dige Interessen von Wohnungsinhabern oder künf­
tigen Wohnungsinhabern durch die Fälligstellung 
nicht gefährdet werden. . 

Rückzahlung 

§.20. Hat ein Wohnungseigentümer den auf sei­
nen Miteigentumsanteil entfallenden Darlehensteil­
betrag zurückgezahlt, so ist er von seiner Haftung 
für das Förderungsdarlehen zu befreien; das Land 
hat in die Einverleibung der Löschung des Pfand­

. rechtes hinsichtlich seines Anteiles einzuwilligen. 

Annuitäten- und Zinsenzuschüsse 

§ 21. Die Länder können für die Rückzahlung 
von Darlehen, die neben einem Förderungsdarle­
hen oder für sich allein bei Kreditunternehmungen 

, oder Bausparkassen zur Finanzierung von Sanie­
rungsmaßnahmen (§ 11) aufgenommen werden, 
Annuitätenzuschüsse leisten, die nach den ersten 
drei Jahren laufend verringert werden können. 
Weiters können die Länder bis zum Einsetzen der 
Darlehenstilgung, längstens jedoch für zwei Jahre, 
Zinsenzuschüsse gewähren. 

§ 22. (1) Die Laufzeit der Darlehen gemäß § 21 
darf zehn Jahre nicht unterschreiten. Der jährliche 
Zinsfuß darf höchstens 2 vH über der im Zeitpunkt 
der Zusicherung bestehenden Nominalverzinsung 
det letzten vor der Zusicherung zur Zeichnung auf­
gelegten öffentlichen Anleihe mit einer Laufzeit 
von mindestens acht Jahren liegen. Für den Fall, 
daß während der Laufzeit solcher Darlehen die 
Nominalverzinsung öffentlicher Anleihen steigt, 
kann eine Erhöhung des jährlichen Zinsfußes der 
Darlehen vereinbart sein, jedoch darf der erhöhte 
jährliche Zinsfuß höchstens 2 vH über der Nomi­
nalverzinsung der letzten vor der Erhöhung zur 
Zeichnung aufgelegten öffentlichen Anleihe mit 
einer Laufzeit von mindestens acht Jahren liegen. 

(2) Zuschüsse dürfen nur flüssiggemacht werden, 
solange der Förderungswerber seinen Zahlungsver­
pflichtungen nachkommt. 

EinsteUung der Zuschüsse 

§ 23. Die Zuschüsse sind einzustellen und bereits 
zugezahlte Zuschüsse zurückzufordern, wenn das 
Darlehen gemäß § 21, oder das Förderungsdarlehen 
gekündigt wurde oder wenn der Förderungswerber 

1. die ihm gesetzlich obliegende Er,haltung des 
Gebäudes unterläßt, 

2. ohne Zustimmung des Landes eine Wohnung 
zur Ganze oder zum Teil in Räume anderer 

\ Art umwandelt oder sonst widmungswidrig 
verwendet oder dies zuläßt, 

3. Bedingungen oder Auflagen der Zusicherung 
nicht erfüllt. 

Bürgschaft 

§ 24. (1) Das Land kann die Bürgschaft überneh­
men, wenn der Zinsfuß des zu verbürgenden Darle~ 
hens höchstens 2 vH über der im Zeitpunkt der 
Zusicherung 'bestehenden Nominalverzinsung der 
letzten vor der Zusicherung .zur Zeichnung aufge~ 
legten öffentlichen Anleihe mit einer Laufzeit von 
mindestens acht Jahren liegt. Für den Fall, daß 
während der Laufzeit solcher Darlehen die Nomi­
nalverzinsung öffentlicher Anleihen steigt, kann 
eine Erhöhung des jährlichen Zinsfußes der Darle­
hen vereinbart sein, jedoch darf der erhöhte jährli­
che Zinsfuß höchstens 2 vH über der Nominalver­
zinsung der letzten vor der Erhöhung zur Zeich­
nung aufgelegten öffentlichen Anleihe mit einer 
Laufzeit von mindestens acht Jahren liegen. 

(2) Die Bürgschaft hat sich auf den Darlehensbe­
trag samt allen schuldscheinmäßigen Zinsen, Ver­
zugs- und Zinseszinsen, jedoch nur auf nicht länger 
als drei Jahre vom Zeitpunkt der Geltendmachung 
des Anspruches aus der Bürgschaft zurückliegende 
Rückstände, und auf die mit der gerichtlichen 
Durchsetzung der Darlehensforderung verbunde­
nen Kosten zu erstrecken. 

(3) Wird für die Inanspruchnahme des Landes 
aus der Bürgschaft eine Haftungsrücklage gebildet, 
so ist hiefür § 8 Abs. 3 anzuwenden. 

Wohnbeihilfe 

§ 25. (1) Bei Mietwohnungen haben die Länder 
zur Vermeidung einer unzumutbaren Wohnungs­
aufwandbelastung auf Antrag des Mieters mit 
Bescheid Wohnbeihilfezu gewähren. Als Woh­
nungsaufwand gilt der zur Deckung der Sanie­
rungskosten erhöhte Hauptmietzins. Die Wohnbei­
hilfe darf jenen Betrag nicht übersteigen, um den 
der Hauptmietzins zwecks Deckung der Sanie­
rungskosten angehoben wurde, und darf nur dann 
gewährt werden, wenn der Mieter die Wohnung 
zur Befriedigung seines dringenden Wohnbedürf­
ni~ses regelmäßig verwendet. 

2 
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(2) Wohnbeihilfe darf nur österreichischen 
Staatsbürgern oder Gleichgestellten gewährt wer­
den. Gleichgestellt siJ:ld: 

1. Ausländer, die die österreichische Staatsbür­
gerschaft nach dem 6. März 1933 verloren 
haben, aus politischen, rassischen oder religiö­
sen Gründen aus Österreich auswandern 
mußten, wieder nach Österreichzurückge­
kehrt sind und beabsichtigen, sich für ständig 
in Österreich niederzulassen; \ 

2. Personen, deren Flüchtlingseigenschaft 
gemäß dem Bundesgesetz BGB!. 
Nr. 126/1968 in der Fassung des Bundesge­
setzes BGB!. Nr. 796/1974 festgestellt ist und 
die zum Aufenthalt im Bundesgebiet berech­
tigt sind. 

(3) Wohnbeihilfe ist nur insoweit zu gewähren, 
als kein Anspruch auf Mietzinsbeihilfe gemäß 

,§ 106 a Einkommensteuergesetz 1972 besteht. 

§ 26. (1) Der der Bemessung zugrunde zu 
legende Wohnungs aufwand vermindert sich um 
anderweitige Zuschüsse, die zur Minderung der 
W ohnungsaufwandbe~astung gewährt werden. 

(2) Die zumutbare Wohnungsaufwandbelastung 
ist in einem Hundertsatz des Familieneinkommens 
festzusetzen, wobei die Zahl der im gemeinsamen 
Haushalt lebenden Personen und die danach 
angeniessene Wohnungsgröße entsprechend zu 
berücksichtigen ist. Der Hundertsatz' darf 25 vH 
des Familieneinkommens nicht übersteigen. 

(3) Für Familien, deren sämtliche Mitglieder im 
Zeitpunkt. der AntragsteIlung das 35. Lebensjahr 
l)och nicht vollendet haben oder bei denen ein 
Familienmitglied eine Minderung der Erwerbsfä­
higkeit von mindestens 55 vH im Sinne von § 106 
Einkommensteuergesetz 1972 aufweist, sowie für 
Familien mit mindestens drei Kindern, für die 
Familienbeihilfe bezogen wird, sowie für Familien 
mit einem behinderten Kind im Sinne des Familien­
lastenausgleichsgesetzes 1967, BGB!. Nr. 376, ist 
der Hundertsatz niedriger als für sonstige Antrag-
steller festzusetzen. ' ' 

§ 27. (1) Die Wohnbeihilfe darf jeweils höch­
stens auf ein Jahr gewährt werden. Die Zuzählung 
der Wohnbeihilfe an Empfänger von Förderungs­
darlehen oder' von Annuitätenzuschüssen gemäß 
§ 21 ist zulässig. 

(2) Der Antragsteller hat sämtliche Tatsachen, 
die eine Änderung der Höhe der Wohnbeihilfe 
oder den, Verlust des Anspruches zur Folge haben 
können, innerhalb eines Monats nach deren 
Bekanntwerden anzuzeigen. 

,(3) Der Anspruch auf Wohnbeihilfe erlischt bei 
Wegfall der gesetzlichen Voraussetzungen, insbe­
sondere wenn 

1. der Mietvertrag aufgelöst oder 
2. die Wohnung nicht mehr zur Befriedigung 

des dringenden Wohnbedürfnisses des Mie­
ters regelmäßig verwendet wird. 

, , 

(4) Wohnbeihilfe, die zu Unrecht empfangen 
wurde, ist zurückzuzahlen, wobei die zu erstatten­
den Beträge mit 3 vH über dem jeweils geltenden 
Zinsfuß für Eskontierungen der Oesterreichischen 
Nationalbank l?ro Jahr zu verzinsen sind. 

§ 28. Die näheren Bestimmungen zu den §§25 
bis 27 treffen die Länder durch Verordnung, wobei 
darauf Bedacht zu nehmen ist, daß 9ieAntragstel~ 
ler die Voraussetzungen nach § 9 Abs. 2 und 3 
jedenfalls erfüllen. . 

§ 29. (1) Bei Eigenheimen, Eigentumswohnun­
gen und zum Eigentumserwerb bestimmten Woh­
nungen kann Wohnbeihilfe bis zu dem für Miet­
wohnungen vorgesehenen Ausmaß gewährt wer­
den. 

(2) Wird Wohnbeihilfe gemäß Abs. 1 gewährt, 
gelten die §§ 25 bis 27 sinngemäß. Die näheren 
Bestimmungen treffen die Länder durch Verord­
nung, wobei darauf Bedacht zu nehmen ist, daß die 
Antragsteller die Voraussetzungen nach § 9 Abs. 2 
und 3 jedenfalls erfüllen. 

III. ABSCHNITT 

VERFAHREN 

Ansuchen und Anträge 

§ 30. (1) Ansuchen und Anträge auf Gewährung 
einer Förderung nach diesem Bundesgesetz sind an 
die nach der Lage des Gebäudes zuständige Lan­
desregierung zu richten. 

(2) Dem Ansuchen sind alle zur Beurteilung des 
Vorhabens erforderlichen Unterlagen; wie Baube­
willigungen, Crundbuchsauszüge oder -abschrif­
ten, baubehördlich genehmigte Bau-. und Lage­
pläne, Baubeschreibungen,Kqstenberechnungen 
und Finanzierungspläne, anzuschließen. 

(3) Dem Antrag auf Gewährung von Wöhnbei~ 
hilfe sind der Nachweis des Einkommens (Fami­
lieneinkommens) und des Vermögens sowie Erklä­
rungen über die Anzahl der im gemeinsamen Haus­
halt lebenden Personen, die Nutzfläche derWoh­
nung und darüber anzuschließen, daß die Woh­
nung vom Antragsteller zur Befriedigung seines 
dringenden Wohribedürfnisses regelmäßig verwen­
det wird. 

(4) Bei Maßnahmen zur Gewährleistung eines 
wirtschaftlichen Energieverbrauches sind deren 
Kosten der zu erwartenden I;:insparung an Energie­
kosten gegenüberzustellen; hiebei sind die Kosten 
für Maßnahmen an Heizungsanlagen und jene für 
Maßnahmen zur Verbesserung der Wärmedäm­
mung getrennt anzuführen. 
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(5) Mieter haben' überdies das Bestehen des 
Mietverhältnisses und unter Bedachtnahme auf § 9 
Mietrechtsgesetz die Zustimmung des Vermieters 
zur Vornahme der Arbeiten nachzuweisen. . 

Nachweis von Einkommen und Vermögen 

§ 31. (1) Das Einkom~en ist nachzuweisen: 
1. bei Personen,' die zur Einkommensteuer ver­

anlagt werden, durch Vorlage des Einkom­
mensteuerbescheides für das letzte veranlagte 
Kalenderjahr; . 

2. bei Arbeitnehmeni, die nicht zur Einkommen­
steuer veranlagt werden, durch Vorlage einer 
Lohnsteuerbescheinigung oder eines Lohnzet­
tels für das vorangegangene Kalenderjahr; 
dabei ist eine Erklärung über allfällige Ein­
künfte im Ausland abzugeben. 

(2) Das Vermögen ist nachzuweisen: 
1. bei zur Vermögensteuer veranlagten Personen 

durch Vorlage des zuletzt zugestellten Steuer­
bescheides; 

2. bei Personen, die im Inland im Sinne des Ver­
mögensteuergesetzes 1954 nicht oder nur 
beschränkt vermögensteuerpflichtig sind, 
durch eine Erklärung über die Höhe des aus­
ländischen Vermögens: 

(3) Bei der Prüfung des Einkommens und Ver­
mögens können weitere Nachweise oder Erklärun­
gen beigebracht oder verlangt wer~en. Insbeson­
dere kann in Fällen nach Abs. 1 Z 1 dIe Vorlage der 
Einkommensteuerbescheide für die letzten drei ver­
anlagten Kalenderjahre verlangt, in Fällen nac~ 
Abs. 1 Z 2 vom Einkommen der letzten dreI 
Monate ausgegangen werden, wenn dies zur Erfas­
sung der tatsächlichen Einkommensverhältnisse 
notwendig erscheint. 

Eriedigung der Ansuchen und Anträge 

§ 32. (1) Ansuchen und Anträge auf Gewährung 
einer Förderung gelten erst dann als eingebracht, 
wenn die erforderlichen Unterlagen (§§ 30 und 31) 
angeschlossen sind. 

(2) Vor Erledigung der Ansuchen sind der 
Wohnbauförderu'ngsbeirat, sofern ein solther ein­

. gerichtet ist, und die Gemeinde, in deren Bereich 
das Wohnhaus gelegen ist, anzuhören. . 

(3) Vorweg zu erledigen sind Ansuchen, die zum 
Gegenstand haben: 

1. Anschluß an Fernwärme gemäß § 11 Z 2, 
2. energiesparende Maßnahmen gemäß § 11 Z 4 

und 5, 
3. Arbeiten zur Beseitigung der mangelhaften 

Ausstattung von Wohnungen, die üoer keine 
Wasserentnahmestelle oder kein Klosett im 
Inneren verfügen. 

(4) Die Ablehnung eines Ansuchens ist zu 
begründen. 

Zusicherung 

§ 33. (1) Im Falle der Erledigung im Sinne des 
Ansuchens ist die Förderung demF:örderungswer-' 
ber schriftlich zuzusichern. 

. (2) In der Zusicherung sind die Überwachu~g 
der Bauführung durch das Land (§ 36) SOWIe 
angemessene Fristen für die Fertigste!lung vorzuse­
hen. Bei der Förderung von HeIzungsanlagen 
gemäß § 11 Z 1 oder 3 ist überdies durch Auf~ 
nahmeeirier Bedingung sicherzustellen, daß bel 
Möglichwerden einer Versorgun~ durch Fern­
wärme die geförderte Anlage an dIese angeschlos­
sen wird, sofern dies wirtschaftlich zumutbar ist. 

(3) Die Förderung von Sanierungs~aßri.ahmen 
kann in der Zusicherung davon abhängIg gemacht 
werden, daß gleichzeitig Maßnahmen vorgenom­
men werden die einen wirtschaftlichen Energiever­
brauch ein~ Verminderung des Energieverlustes 
oder eine Senkung des Wärmebedarfes gewährlei­
sten. Weiters können Bedingungen und Auflagen 
aufgenommen werden,die der Sicherung der Ein­
haltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
und des diesem zugrunde liegenden Förderungs­
zweckes dienen. 

(4) In der Zusicherung von Förderungsda.rlehen 
sind die Kündigungsgründe gemäß § 18, m der 
Zusicherung von Zuschüssen die Gründe für deren 
Einstellung gemäß § 23 anzuführen. 

Widerruf der Förderung und 
Verfü~gsbeschränkung 

§ 34. (1 ) Vor Zu zählung von Darlehen~beträgen 
oder Zuschüssen kann die Zusicherung WIderrufen 
werden, wenn der Förderungswerber nicht alle für 
die Auszahlung vorgesehenen Voraussetzungen 
(Bedingungen) erfüllt. 

(2) Über den Anspruch aus der Zusicherung oder 
auf Wohnbeihilfe kann weder durch Abtretung, 
Anweisung oder Verpfändung noch auf irgendei~e 
andere Weise unter Lebenden verfügt werden. DIe­
ser Anspruch kann auch' nicht von Dritten in 
Exekution gezogen werden. 

Ermittlung, Verarbeitung und Übermittlung von 
Daten . 

§ 35. Die Landesregierungen sind be!"echtigt, in 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dIesem Bun­
desgesetz nachstehend angeführte Daten. zu~ 
Zweck der Feststellung der Förderungswürdigkeit . 
und der Sicherung von Förderungsdarlehen zu 
ermitteln automationsunterstützt zu verarbeiten 
und ~nd~ren Landesregierungen, Gemeinden und 
sonstigen Meldebehörden, Finanzbe~örden SOWIe 
Sozialversicherungsträgetn zu übermItteln: 

1. Name oder Bezeichnung, 
2. Gebunsdatum, 
3. Anschrift, 
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4. Anschrift aufzugebender Wohnungen,. 
5. Einkommen" 
6. Vermögen, 
7. familienrechtliche Merkmale, 
8. Leistungen für den Wohnungsaufwand, 
9. Wohnungsmerkmale. 

Bauführung 

§ 36. (1) Die geförderten Anlagen, Einrichtun­
gen und sonstigen Maßnahmen sind in normaler 
Ausstattung auszuführen. . 

(2) Mit der Bauführung darf vor Annahme der 
Zusicherung nur mit schriftlicher Zustimmung des 
Landes begonnen werden. Diese darf nur erteilt 
werden, wenn alle Voraussetzungen für die auf­
rechte Erledigung des Ansuchens gegeben sind und 
der Förderungswerber sich schriftlich mit der Über­
wachung der Bauführung durch das Land einver­
standen erklärt hat; Aus der Zustimmung zum vor­
zeitigen Baubeginn kann ein Anspruch auf Förde­
rung nicht abgeleitet werden; darauf ist in der 
Zustimmung hinzuweisen. 

(3) Die Bauführung hat gemäß den der Zusiche­
rung oder der Zustimmung (Abs. 2) zugrunde lie­
genden Unterlagen zu erfolgen. Die Arbeiten sQllen 
während der Monate November bis März vorge­
nommen werden, soweit dies wirtschaftlich vertret­
bar sowie technisch und rechtlich durchführbar ist. 
Wird durch Tafeln auf die Verwendung von Mit­
teln nach diesem Bundesgesetz hingewiesen, so ist 
in der Aufschrift zum Ausdruck zu bringen, daß 
das Gebäude unter Verwendung von zweckgebun~ 
denen Bundeszuscliüssen gefördert wird. 

(4) Das Land hat·die Einhaltung der bedungenen 
Bauausführung zu überwachen und während der 
Dauer der Förderung in angemessenen. Zeitabstän­
den zu prüfen, ob Kündigungsgründe gemäß § 18 
oder Gründe für die Einstellung von Zuschüssen 
gemäß § 23 vorliegen. 

Endabrechnung 

§ 37. Der Förderungswerber hat binnen sechs 
Monaten nach Abschluß der Bauführung der Lan­
desregierung die Endabrechnung vorzulegen, wid­
rigenfalls die Gesamtbaukosten durch einen befug­
ten Ziviltechniker auf Kosten des Förderungswer­
bers festgestellt und der Endabrechnung zugrunde 
gelegt werden können. 

IV. ABSCHNITT 

MIETZINS, KONTROLLE, 
GEBÜHRENBEFREIUNG 

Mietzinsbildung 

§ 38. (1) Vereinbarungen über die Erhöhung des 
Hauptmietzinses zur Deckung der auf den Mietge­
genstand entfallenden Kosten von Sanierungsmaß­
nahmen gemäß § 11 sind zulässig. 

(2) An Vereinbarungen über die Höhe des 
Hauptmietzinses zur Deckung der Kosten 

1. der Errichtung oder Umgestaltung von Was­
serleitungen, Stromleitungen und Gasleitun­
gen, 

2. der Errichtung oder Umgestaltung von Sani­
tär- und Zentralheizungsanlagen oder 

3. von Arbeiten gemäß § 11 Z 2, 4, 5 und 6 
sind, soweit es sich um Maßnahmen an allgemeinen 
Teilen des Hauses handelt, alle Mieter des Hauses 
gebunden, wenn der Vereinbarung mindestens drei 
Viertel der Mieter - berechnet nach der Zahl der 
im Zeitpunkt der Vereinbarung vermieteten Miet­
gegenstände - zustimmen und eine Belastung aller 
Mieter des Hauses entsprechend der Auf teilung der 
Gesamtkosten des Hauses vorgenommen wird. 

§ 39. Eine Erhöhung der Hauptmietzinse gemäß 
§ 38 darf unter Berücksichtigung der Mietzinsre­
serve das zur Deckung der Kosten notwendige 
Ausmaß nicht übersteigen. Auf Antrag eines Mie­
ters hat das Gericht zu entscheiden, ob eine Erhö­
hung der Hauptmietzinse dieser. Vorschrift ent­
spricht. Die Bestimmungen des Mietrechtsgesetzes 
über das Verfahren außer Streitsachen finden 
Anw~ndung. 

Zumutbarkeit geförderter Arbeiten 

§ 40. Im Falle einer Förderung nach diesem Bun­
desgesetz finden die Bestimmungen des § 4 Abs. 4 
und des § 8 Ahs. 2 und 3 Mietrechtsgesetz auch auf 
Objekte Anwendung, für die sie nach § 1 Abs. 4 
Mietrechtsgesetz nicht gelten würden. 

Kontrollrechte des Bundes 

§ 41. (1) Die Länder haben dem Bundesminister 
für Bauten und Technik über die Verwendung der 
Förderungsmittel und über ihre sonstige Tätigkeit 
nach diesem Bundesgesetz längstens bis 31. März 
einen Jahresbericht über das vorangegangene Jahr 
zu erstatten, dem eine Aufstellung der Förderungs­
maßnahmen einschließlich von Daten über ihre 
energiewirtschaftlichen Auswirkungen anzuschlie­
ßen ist. Hierüber hat der Bundesminister für Bau­
ten und Technik den Bundesminister für Finanzen 
zu informieren. 

(2) Der Bundesminister für Bauten und Technik 
ist berechtigt, durch seine Organe die Einhaltung 
der Vorschriften dieses Bulldesgesetzes zu überwa­
chen. Die Länder sind verpflichtet, diesen Organen 
Einsicht in Geschäftsstücke, sonstige Unterlagen 
und Belege zu gewähren, Auskünfte zu erteilen und 
die Besichtigung geförderter Gebäude oder Woh­
nungen zu ermöglichen. 

Gebührenbefreiu,ng 

§ 42. (1) Die durch dieses Bundesgesetz unmit­
telbar veranlaßten Schriften und die nach dem 
Finanzierungsplan zur Finanzierung einer nach die-
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sem Bundesgesetz geförderten Bauführung erfor­
derlichen Rechtsgeschäfte sind von den Stempel­
und Rechtsgebühren befreit. 

(2) Wird die Zahlung von Annuitäten- oder Zin­
senzuschüssen gemäß § 23 eingestellt, so werden in 
diesem Zeitpunkt die nach Abs. 1 zunächst gebüh­
renbefrelten Rechtsgeschäfte gebührenpflichtig. 

(3) Die gerichtliche Beglaubigung der Unter­
schrift des Färderungswerbers auf den zur pfand­
rechtlichen Sicherstellung eines 'Darlehens gemäß 
§ 16 errichteten Urkunden, die gerichtlichen Einga­
ben und die grundbücherlichen Eintragungen zur 
pfandrechtlichen Sicherstellung von Hypothekar­
darlehen, die zur Finanzierung der nach diesem 
Bundesgesetz geförderten Bauführungen aufge­
nommen werden, sind von den Gerichtsgebühren 
befreit. 

11. Hau p t s t ü c k 

§ 43. Das Stadterneuerungsgesetz, BGBI. 
Nr. 287/1974, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 32 ist ein neuer Abschnitt IV einzufü­
gen; der bisherige Abschnitt IV ist als Abschnitt V, 
die bisherigen §§ 33 bis 35 sind als §§ 37 bis 39 zu 
bezeichnen. Der neue Abschnitt IV hat zu lauten: 

"ABSCHNITT IV 

FÖRDERUNG 

Mittel und Maßnahmen 

§ 33. (1) Von dem gemäß dem Kapitalversiche­
rungs-Förderungsgesetz, BGBI. Nr. Ip3/1982, auf­
gebrachten Kapital ist ein Teil dem Wohnhaus­
Wiederaufbau- und Stadterneuerungsfonds (BGBL 
Nr. 130/1948 und 164/1982) für die Gewährung 
zinsengünstiger Darlehen zur Finanzierung von 
Stadterneuerungsmaßnahmen von Gemeinden im 
engen Zusammenhang mit dem Wohnbereich zur 
Verfügung zu stellen. 

(2) Der Bundesminister für Bauten und Technik 
hat durch Verordnung jene Maßnahmen gemäß 
Abs. 1 festzulegen, für deren Finanzierung eine 
Förderung nach diesem Abschnitt gewährt werden 
darf. Dabei ist insbesondere auf Maßnahmen 
Bedacht zu nehmen, die der Vorbereitung von 
Erneuerungsvorhaben dienen. Der Bundesminister 
für Bauten und Technik legt ferner im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für Finanzen durch 
Verordnung fest, welcher Teil bis zu einem 
Höchstausmaß von 25 vH des gemäß dem Kapital­
versicherungs-Fö rderung'sgesetz aufgebrachten 
Kapitals für Zwecke der Stadterneuerung gemäß 
Abs. 1 zur Verfügung steht. 

§ 34. Die Länder können für Darlehen gemäß 
§ 33 einen Annuitätenzuschuß leisten. Hievon hat 
das Land den Fonds zu verständigen. 

Verfahren 

§ 35. (1) Anträge auf Gewährung von Darlehen 
sind von der Gemeinde beim W ohnhaus-Wieder­
aufbau- und Stadterneuerungsfonds einzubringen. 
Den Anträgen sind die Unterlagen über die beab­
sichtigten Maßnahmen und deren voraussichtliche 
Kosten anzuschließen. Bei Erledigung im Sinne des 
Antrages hat der Fonds die Gewährung des Darle­
hens schriftlich zuzusichern. 

(2) Bei widmungswidriger Verwendung hat der 
Wohnhaus-Wiederaufbau- und Stadterneuerungs­
fonds das Darlehen zu kündigen, wobei zugezählte 
Darlehensbeträge ab dem Zeitpunkt der wid­
mungswidrigen Verwendung mit 3 vH über dem 
jeweils geltenden Zinsfuß für Eskontierungen der 
Oesterreichischen Nationalbank pro Jahr zu ver­
zinsen sind, und das Land davon zu verständigen. 

Prüfung durch Organe des Bundes 

§ 36. Der Bundesminister für Bauten und Tech­
nik hat durch seine Organe die Einhaltung der 
Vorschriften dieses Abschnittes zu überwachen, 
wobei die Gemeinden zu verpflichten sind, den 
Organen des Bundesministers für Bauten und 
Technik und des Bundesministers für Finanzen auf 
Verlangen in die bezughabenden Geschäftsstücke, 
sonstigen Unterlagen und Belege Einsicht zu 
gewähren und die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. " 

2. Art. III § 2 Abs. 1 Z 1 hat zu lauten: 
,,1. ist hinsichtlich des Art. I § 9 Abs. 1 und des 

§ 39 die Bundesregierung." 

3. In Art. III § 2 Abs. 1 Z 2 haben anstelle der 
Worte "und des § 34" dieWorte "und des § 38" zu 
treten. 

4. Art. III § 2 Abs. 1 Z 3 und die anzufügenden 
Z 4 und 5 haben zu lauten: 

,,3. ist hinsichtlich des Art. I § 33 Abs. 1 und 2 
dritter Satz und des § 34 der Bundesminister 
für Bauten und Technik im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen 

4. ist hinsichtlich des Art. I § 33 Abs.2 erster 
und zweiter Satz und der §§ 35 und 36 der 
Bundesminister für Bauten und Technik 

5. sind hinsichtlich der in den Z 1 bis 4 nicht 
angeführten Bestimmungen des Art. I die 
Landesregierungen" . 

III. Hau p t s t ü c k 

§ 44. Das Startwohnungsgesetz, BGBI. Nr.264/ 
1982, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,§ 1. (1) Wohnungen in Gebäuden, deren Baube­
willigung im Zeitpunkt der AntragsteIlung minde­
stens 20 Jahre zurückliegt, können vom Verfü­
gungsberechtigten dem Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds (BGBL Nr.252/1921), im folgenden _ 
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Fonds genannt, bzw. der Gemeinde (§ 12 Abs. 1) 
als Startwohnungen gemeldet werden, wenn ihre 
Nutzfläche mindestens 30 m2 und höchstens 90 m2 

beträgt und sie sich in brauchbarem Zustand befin­
den." 

2. § 5 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Mietverträge über Startwohnungen sind bin­
nen drei Monaten nach Ausstellung der Bestäti­
gung gemäß § 2 Abs. 3 schriftlich abzuschließen. 
Ihre ursprüngliche oder verlängerte Vertragsdauer 
darf fünf Jahre nicht übersteigen. Mit Ablauf der 
Vertragsdauer erlöschen diese Mietverträge ohne 
Kündigung." 

3. Im§ 8 Abs. 1 ist der Punkt nach der Z 2 durch 
einen Strichpunkt zu ersetzen; folgende Z 3 ist 
anzufügen: 

,,3. zur Sanierung von Gebäuden, sofern minde­
stens die Hälfte der Gesamtnutzfläche Start­
wohnungszwecken dient." 

4. § 11 hat einschließlich der Überschrift zu lau­
ten: 

"Aufbringung der Förderungsmittel 

§ 11. (1) Die Mittel des Fonds zur Erfüllung der 
Aufgaben dieses Bundesgesetzes werden aufge­
bracht durch 

1. Leistungen des Bundes, 
2. Erträgnisse des Fonds, soweit sie durch Anhe­

bung des Zinssatzes für vor dem 1. Jänner 
1968 zugesicherte Darlehen des Fonds über 
1 vH erzielt werden, 

3. Zinsenerträgnisse nach Maßgabe des Abs. 3, 
4. Aufnahme von Anleihen, Darlehen und Kre-

diten, ' 
5. Rückflüsse (Tilgungs- und Zinsenbeträge) aus 

Förderungsinaßnahmen nach diesem Bundes­
gesetz, 

6. sonstige Zuwendungen und Einkünfte, 
7. Erträgnisse aus' angelegten Fondsmitteln (Z 1 

bis 6). 

(2) Für die sich aus der Aufnahme von Anleihen, 
Darlehen und Krediten ergebenden Verpflichtun­
gen wird der Bundesminister für Finanzen ermäch­
tigt, für den Bund nach Maßgabe der Bestimmun­
gen des jeweiligen Bundesfinanzgesetzes die Haf­
tung als Bürge und Zahler zu übernehmen. 

(3) Darlehen, die auf Grund des Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetzes, BGBl. Nr. 130/1948, 
gewährt wurden, sind zu verzinsen. Der Wohn­
haus-Wiederaufbau- und Stadterneuerungsfonds 
(BGBL. Nr. 164/1982) hat die Zinsenerträgnisse an 
den Fonds abzuführen. Die näheren Bestimmungen 
über die Höhe des Zinssatzes, die 6 vH nicht über­
schreiten darf, den Zeitpunkt des Beginnes und<;lie 
Art der Verzinsung sowie die Entrichtung von Ver­
zugs zinsen trifft der Bundesminister für Bauten' 

_ und Technik durch Verordnung." 

IV. Hau p t s t ü c' k 

§ 45. Das Einkommensteuergesetz 1972, BGBl. 
Nr. 440, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. Nr. 570/1982, wird wie folgt geändert: 

§ 28 Abs. 2 Z 2 hat zu lauten: 
,,2. AufWendungen für Arbeiten an Wohnhäusern 

und in Wohnungen, wenn hiefür Darlehen 
oder Zuschüsse auf Grund des Wohnhaussa­
nierungsgesetzes, BGBl. Nr. xxx, oder Darle­
hen auf Grund des Stanwohnungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 264/1982, gewährt werden,". 

V. Hau p t s t ü c k 

§ 46. Das Bundesgesetz über die Änderung miet- ' 
rechtlicher Vorschriften und über Mietzinsbeihil­
fen, BGBl. Nr. 40~/1974, in der Fassung des Art. n' 
des Bundesgesetzes BGBr. Nr. 367/1975 wird wie 
folgt geändert: 

Art. IV Z 1 Abs. -1 lit. a hat, zu lauten: 

"a) mindestens die Hälfte der Gesamtnutzfläche 
Wohnzwecken dient,". 

VI. Hauptstück 

§ 47. Das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, 
BGBl. Nr. 139/1979, in der Fassung des Bundesge­
setzes BGBl. Nr. 520/1981 wird wie folgt geändert: 

§ 7 Abs. 3 Z 5 hat zu lauten: 
,,5. die Übernahme von Sanierungsaufgaben nach 

dem Wohnhaussanierungsgesetz, BGBl. 
Nr. xxx, und von Assanierungen und Aufga­
ben nach dem Stadterneuerungsgesetz, BGBl. 
Nr.287/1974;". 

VII. Hau p t s t ü c k 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten und 
Übergangsbestimmungen 

§ 48. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 
1985 in Kraft. 

(2) Die Länder haben die gemäß den §§ 16 und 
28 dieses Bundesgesetzes zu erlassenden Verord­
nungen mit dem in Abs. 1 bezeichneten Zeitpunkt 
in Kraft zu setzen. 

(3) Die vom Bundesminister für Bauten, und 
Technik gemäß § 33 Abs. 2 Stadterneuerungsgesetz 
in der Fassung dieses Bundesgesetzes zu erlassende 
Verordnung ist mit demselben Zeitpunkt in Kraft 
zu setzen. 

"§ 49. (1) Mit dem Inktafttreten dieses Bundesge­
setzes treten außer Kraft: 

1. das Wohnungsverbesserungsgesetzi BGBl. 
Nr. 426/1969, in der Fassung der Bundesge­
setze BGBl. Nr.337/1971, 268/1972, 
369/1973, 447/1974, 367/1975, 337/1978, 
315/1981 und 64111982; 
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2. das Bundesgesetz zur Förderung der Erhal­
tung und Verbesserung von Wohnhäusern 
sowie der Stadterneuerung, BGBI. 
Nr.164/1982. 

(2) Auf Verbesserungsvorhaben, für die die Zusi­
cherung gemäß § 10 Abs. 2 W ohnungsverbesse­
rungsgesetz. vor dem Inkrafttreten dieses Bundesge­
setzes erteilt wurde, sind die Vorschriften des W oh­
nungsverbesserungsgesetzes weiterhin anzuwen­
den; hinsichtlich der Gewährung von Wohnbeihilfe 
sind jedoch die Bestimmungen dieses Bundesgeset­
zes anzuwenden. 

(3) Auf Vorhaben, für die eine Darlehenszusage 
auf Grund des Bundesgesetzes zur Förderung der 
Erhaltung und Verbesserung von Wohnhäusern 
sowie der Stadterneuerung vor dem Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes erteilt wurde, sind die Vor­
schriften des zuerst genannten Bundesgesetzes wei­
terhin anzuwenden. 

(4) Soweit in anderen Bundesgesetzen auf eine 
durch Abs. 1 aufgehobene Rechtsvorschrift verwie­
sen wird, tritt an deren Stelle die entsprechende 
Bestimmung dieses Bundesgesetzes. 

VIII. Hau p t s t ü c k 

VoUziehung 

§ 50. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesge­
setzes sind betraut: 

1. der Bundesminister für Finanzen hinsichtlich 
des § 5, des § 6 Abs. 1 und 2 erster Satz, des 
§ 8 Abs. 1, des § 42 Abs. 1 und 2, des § 45 und 
des § 46; 

. 2. der Bundesminister für Finanzen im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Bauten 
und Technik hinsichtlich des § 8 Abs.2, so- / 
weit es sich um Mittel gemäß den §§ 5 und 6 
handelt; 

3. der Bundesminister für Bauten und Technik 
hinsichtlich des § 41 Abs. 1 zweiter Satz und 
Abs. 2 erster Satz; 

4. der Bundesminister für Bauten und Technik 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen hinsichtlich des § 7 und - soweit es 
sich um Mittel gemäß § 7 handelt - des § 8 
Abs .. 2;· . 

5. der Bundesminister für· Justiz hinsichtlich des 
§ 17, erster Satz, des § 34 Abs.2 und der §§ 38 
bis 40; 

6. der Bundesminister. für Justiz im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für Finanzen 
hinsichtlich des§ 42 Abs. 3; 

7. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen ein~ 
schließlich der Erlassung von Verordnungen 
gemäß den §§ 16, 28 und 29 unter Bedacht­
nahme auf Abs. 2 die Landesregierungen. 

(2) Die. Voll ziehung des § 43 richret sich nach 
Art. III § 2 Stadterneuerungsgesetz in der Fassung 
des H. Hauptstückes dieses Bundesgesetzes, die des 
§ 44 nach § 16 Startwohnungsgesetz. 

,',I 
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VORBLATT 

Problem: 

Die Bestimmungen über die Förderung der Modernisierung und Erhaltung von Wohnhäusern und 
der Wohnungsverbesserung sind derzeit auf mehrere Bundesgesetze verteilt, uneinheitlich und kompli­
ziert. In der Praxis übenviegt die punktuelle W ohnungsmodernisierung, während die umfassende Adaptie­
rung von Wohnhäusern zu kurz kommt. 

Ziel: 

Es wird daher angestrebt, die verschiedenen Förderungen auf dem Althaussektor zusammenfassend 
zu regeln, die Förderungsvoraussetzungen und -instrumente zu vereinheitlichen und das Verfahren zu ver­
einfachen. Dabei soll der Schwerpunkt auf die Gesamtsanierung von erhaltenswerten Wohnhäusern gelegt 
werden. Zudem gebietet die beabsichtigte Reform der Wohnbauförderung eine von ihr abgegrenzte und· 
mit ihr abgestimmte Neuordnung der Althausförderung. 

Lösung: 

Schaffung des im Entwurf vorliegenden Wohnhaussanierungsgesetzes - das zugleich mit dem neuen 
Wohnbauförderungsgesetz in Kraft treten soll - einschließlich der durch die gestellten Aufgaben beding­
ten N ovellierungen (Stadterneuerungsgesetz, Startwohnungsgesetz, Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, 
Einkommensteuergesetz 1972). Die Förderungsbestimmungen werden gegenüber dem gegenwärtigen 
Rechtszustand flexibler und offener gestaltet, um es der Vollziehung zu ermöglichen, die zur Venvirkli­
chung der gesetzten Ziele jeweils angemessenen Mittel einzusetzen. 

Kosten: 

Die seit 1982 "eingefrorenen" Mittel für die Wohnhaus- und Wohnungssanierung (bisherige "kleine 
Verbesserung") sollen schrittweise angehoben werden. . 
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'Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

In der unmittelbaren Nachkriegszeit, in der es 
galt, 'den zerstörten Wohnraum wiederherzustellen 
oder zu ersetzen und den kriegs be dingten Ausfall 
der Wohnbautätigkeit auszugleichen, stand natur­
gemäß der quantitative Wohnungsbedarf und seine 
Beseitigung durch Neubau von Wohnungen ganz 
im Vordergrund. In den Sechzigerjahren, nach 
Überwindung des dringendsten quantitativen Woh­
nungsmangels, wurde dann zunehmend die Bedeu­
tung erkannt, die der Verbesserung der W ohnungs­
qualität im Althausbestand für die Sicherstellung 
einer entsprechenden Wohnversorgung zukommt. 
Das Wohnungsverbesserungsgesetz, BGBI. 
Nr. 426/1969, stellte einen ersten Schritt der 
öffentlichen Hand dar, die Sanierung und Moder­
nisierung erhaltungswürdiger Altwohnungen zu 
unterstützen. Hiefür war die Überlegung maßge­
bend, daß unter Umständen mit geringem finan­
ziellen Aufwand alte Wohnungen zu modernen 
Klein- und Mittelwohnungen umgestaltet werden 
können. 

Die praktische Wirksamkeit des W ohnungsver­
besserungsgesetzes erfuhr' eine wesentliche Steige­
rung durch die Novelle 1972 (BGBI. Nr.268), mit 
der dem Mieter das Recht auf Stellung eines Förde­
rungsansuchens hinsichtlich von Verbesserungen 
innerhalb der Wohnung eingeräumt und damit 
zusammenhängend den Landesregierungen die 
Möglichkeit gegeben wurde, die Bürgschaft für 
Verbesserungsdarlehen zu übernehmen. Die zuneh­
mende Bedeutung der Modernisierung des Altwoh­
nungsbestandes fand in der Novelle 1974 (BGBI. 
Nr. 447)' Ausdruck, nach der bis zu 10 vH der jähr­
lichen Wohnbauförderungsmittel für die Förderung 
von Maßnahmen gemäß dem W ohnungsverbesse­
rungsgesetz verwendet werden durften. Mit der 
Novelle BGBI. Nr. 366/1975 zum Wohnbauförde­
rungsgesetz 1968 (WFG 1968) wurden "Verbesse­
rungen größeren Umfanges" hinsichtlich der För­
derungsinstrumente und -bedingungen im großen 
und ganzen dem Wohnungsneubau gkichgestellt. 
Durch die Novelle BGBI. Nr. 367/1975 wurde die 
Wohnbeihilfe im Wohnungsverbesserungsgesetz 
eingeführt und damit seine soziale Dimension ver­
tieft. Weiters brachte diese Novelle - wie dann 
auch die Novelle 1978 (BGBI. Nr. 337L - Bestim­
mungen zur Einsparung von Energie. In der Woh-

\ 

nungsverbesserungsgesetz-Novelle 1981 (BGBI. 
Nr. 315) wurde die Obergrenze für die Heranzie­
hung von Mitteln gemäß dem WFG 1968 fallenge­
lassen, um den Ländern einen dem jeweiligen 
Bedarf entsprechenden Einsatz der . Mittel zu 
ermöglichen; ferner wurde - bei Inanspruch­
nahme der Förderung durch den Wohnungsinhaber 
- eine Einkommensgrenze eingeführt und damit 
die Förderung stärker auf jene konzentriert, die 
ihrer bedürfen. Durch die Novelle BGBI. 
Nr.641/1982 wurden schließlich 20 Millionen 
Schilling jährlich aus -Haushaltsmitteln des Bundes 
- die Länder stellen einen Betrag in halber Höhe 
zur Verfügung - eigens für den Anschluß an Fern­
wärme bereitgestellt. 

Heute steht die Wichtigkeit der laufenden Ver­
besserung des erhaltenswerten Altwohnungsbestan­
des, insbesondere auch im Rahmen der Stadt- und 
Ortserneuerung, außer Streit. Als Gründe hiefür 
seien ohne Anspruch auf Vollständigkeit genannt: 
die Nutzung bestehender Bausubstanz und vorhan­
dener Infrastruktur; die Schonung unbebauten 
Bodens; die Bewahrung gewachsener Stadt- und 
Ortsstrukturen und die Wiederbelebung innerstäd­
tischer Gebiete; die Einsparung von Energie; die 
Belebung der Wirtschaft, vor allem auch des Bau­
nebengewerbes . 

Die' Förderung der W ohnhaus- und Wohnungs'" 
verbesserung soll mit dem im Entwurf vorliegenden 
Bundesgesetz auf eine neue einheitliche Rechts­
grundlage gestellt werden. Zahlreiche Regelungen 
des Wohnungsverbesserungsgesetzes, das sich im 
großen und ganzen bewährt hat, wurden in den 
Entwurf übernommen. Zur "großen Verbesserung" 
auf Grund des WFG 1968 ist zu sagen, daß das 
beabsichtigte neue Wohnbauförderungsgesetz, das 
zugleich mit dem Wohnhaussanierungsgesetz in 
Kraft gesetzt werden soll, keine entsprechenden 
Bestimmungen enthalten wird, weil die Förderung 
des Neubaues einerseits und der Verbesserung 
andererseits wegen ihrer Verschiedenartigkeit 
jeweils spezifischer Rechtsvorschriften bedarf; 
sämtliche die Sanierung betreffenden Förderungs­
vorschriften sind nunmehr im vorliegenden Gesetz­
entwurf zusammengefaßt, wobei gegenüber der 
derzeitigen Rechtslage das Förderungsinstrumenta­
riurn wesentlich flexibler gestaltet und der Ent­
scheidungs spielraum ausgeweitet wurde, ,um der 
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Vollziehung eine auf die jeweiligen Bedürfnisse 
zugeschnittene Förderung zu ermöglichen. Im 
Sinne des Zieles" alle bundesrechtlichen Förde­
rungsbestimmungen über die Wohnungsverbesse­
rung - einschließliCh der Förderung der Erhal­
tung, die ja in engem Zusammenhang mit der Ver­
besserung steht - in einem· Gesetz niederzulegen, 
soll auch das Bundesgesetz zur Förderung der 
Erhaltung und Verbesserung von Wohnhäusern 
sowie der Stadterneuerung, BGBI. Nr. 164/1982, in 
adaptierter Form im Wohnhaussanierungsgesetz 
Aufnahme finden; seine Vorschriften über die För­
derung der Stadterneuerung sollen in das Stadter­
neuerungsgesetz eingebunden werden. 

Eines der Hauptziele des Entwurfes ist es, jene 
Maßnahmen zu forcieren, die zu einer Verbesse­
rung der Bausubstanz führen, und darauf hinzuwir­
ken, daß sich das Haus nach Abschluß der Arbeiten 
in einem befriedigenden Gesamtzustand befindet. 
Während einzelne Wohnungen schon bisher in 
beträchtlichem U~fang modernisiert wurden -,.. 
nach dem Mikrozensus ist der Anteil der gut ausge-. 
statteten Wohnungen (mit Badegelegenheit) am 
Gesamtbestand der bewohnten Wohneinheiten von 
52 vH im Jahre 1969 auf 83 vH im Jahre 1983 
gestiegen, was sicherlich nicht zuletzt auf die För­
derung der Wohnungsverbesserung zurückgeht -, 
sind die das Wohnhaus insgesamt betreffenden 
Sanierungsmaßnahmen bislang zu kurz gekommen. 
Auch die "große Verbesserung" gemäß dem WFG 
1968 hat in diesem Bereich nicht den erwarteten 
Erfolg gebracht. So zeichnet sich die unerfreuliche 
Entwicklung ab, daß - vielfach dank öffentlicher 
Förderung - gut ausgestattete Wohnungen in 
Gebäuden mit immer schlechter werdender Bau­
substanz liegen. 

Dieser Entwicklung sucht der vorliegende 
Gesetzentwurf. zu begegnen, indem er die Wohn­
hausverbesserung attraktiver und praktikabler 
macht und auch die notwendigen Erhaltungsarbei­
ten in die Förderung miteinbezieht. Die Förderung 
kostenaufwendigerer Sanierungsmaßnahmen an 
Mehrwohnungshäusern wird davon abhängig 
gemacht, daß das Gebäude nachher einen gewissen 
Mindestausstattungsstandard aufweist. Die Gewäh­
rung öffentlicher Darlehen ist bis zur vollen Höhe 
der Kosten vorgesehen; dadurch soll es den Län­
dern ermöglicht werden, die Förderung in wir­
kungsvoller Weise nach Art und Umfang der Sanie­
rungsarbeiten zu gestalten. Ferner soll im Fall eines 
öffentlichen Darlehens von der Vorschreibung 
eines Veräußerungsverbotes zugtinsten der Larides­
regierung, wie es derzeit bei der "großen V erbesse­
rung" vorgesehen ist und sich als Hemmnis für die 
Inanspruchnahme der Förderung erwiesen hat, 
Abstand genommen werden. 

Hinsichtlich der Aufbringung der Mittel wird 
angesichts der schon skizzierten Bedeutung' der 
Wohnhaussanierungfürdie verschiedensten Berei-

che eine Steigerung der Budgetmittel des Bundes 
- und damit des Gesamtaufkommens - begin­
nend mit 1986 bis 1990 um jährlich 10 Millionen 
Schilling vorgeschlagen; dies unter der V orausset­
zung, daß auch die Länder bereit sind, hiezu ihren 
Beitrag (siehe § 8 Abs. 1 des Entwurfes) zu leisten. 
Hiezu kommen 20 Millionen Schilling jährlich an 
Budgetmitteln für die Förderung des Anschlusses 
an Fernwärme, wie sie durch eine Änderung des 
Wohnungsverbesserungsgesetzes schon ab 1983 
bereitgestellt werden. Die Länder sollen wie derzeit 
einen Beitrag zur Aufbringung der Mittel leisten. 
Zwecks Ermöglichung eines bedarfsgerechten Ver­
hältnisses zwischen Wohnungsneubau und Althaus­
sanierung ist weiterhin vorgesehen, daß die Länder 
entsprechend den Erfordernissen ihnen nach dem 
Wohnbauförderungsgesetz zufließende Mittel für 
Maßnahmen des Wohnhaussanierungsgesetzes 
widmen. Daneben bleibt die bisher im Bundesge­
setz zur Förderung der Erhaltung und V erbesse~ 
rung von Wohnhäusern sowie der Stadterneu­
erung, BGBI. Nr. 164/1982, vorgesehene Mittel­
aufbringung nach dem Kapitalversicherungs-För­
derungsgesetz, BGBI. Nr. 163/1982, auch weiter­
hin aufrecht. Neu ist dagegen die Bestimmung, daß 
das solcherart aufgebrachte Kapital in Form von 
zinsen günstigen Darlehen nicht mehr den Kreditin­
stituten, sondern unmittelbar, in einer Höhe von 
mindestens 750 Millionen Schilling jährlich, den 
Ländern zur Verfügung gestellt wird. 

Die verfassungsrechtIiche Grundlage für das im 
Entwurf vorliegende Gesetz ist in erster Linie im 
Kompetenztatbestand '"Volkswohnungswesen" 
nach Art. 11 Abs. 1 Z 3 B-VG gegeben. Ein Teil 
der Bestimmungen ist dem Bereich der Privatwirt­
schaftsverwaltung (Art. 17 B-VG) zuzuordnen. Die 
Leistung von zweckgebundenen Bundeszuschüssen 
an 'die Länder und die damit zusammenhängenden 
Kontrollrechte des Bundes - soweit sich ihre ver­
fassungsrechtIiche Deckung nicht auf Art. 15 Abs. 8 
B-VG gründet - finden ihre kompetenzrechtIiche 
Deckung in den §§ 12 und 13 Finanz-Verfassungs­
gesetz 1948. Einzelne Bestimmungen des Entwur­
fes stützen sich auf Art. 10 Abs.l Z 6 B-VG 
("Zivilrechtswesen"). Die abgabenrechtlichen Vor­
schriften finden im Kompetenztatbestand "Bundes­
finanzen" (Art. 10 Abs. 1 Z 4 B-VG) ihre Deckung; 
diesem,Kompetenztatbestand sind auch die Bestim­
mungen über die Gebührenbefreiung zuzuordnen, 
soweit sie nicht dem "Zivilrechtswesen" zugehören., 

H. Zu einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1: 

Gestützt auf den 'Kompetenztatbestand 'des 
Art. 11 Abs. 1 Z 3 B-VG, beauftragt diese Bestim­
mung die Länder mit der Förderung. Es handelt 
sich sohin um eine Vollziehungsaufgabe der Län­
der; lediglich die in das Stadterneuerungsgesetz 
eingebaute Regelung der Förderung von Stadter-
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neuerungsmaßnahmen von Gemeinden(§ 43 des 
Entwurfes) sieht eine als Privatwirtschaftsverwal­
tung zu wertende Vollziehung durch den Wohn­
haus-Wiederaufbau- und Stadterneuerungsfonds 
vor. 

Neben W~hnhäusern und Wohnungen solien 
über den derzeitigen Rechtszustand hinaus auch 
Wohnheime förderungsfähig sein (Näheres siehe 
Erläuterungen zu § 10). 

Zu § 2: 

Die Ausschlußtatbestände entsprechen weitge­
hend denen des Wohnungsverbesserungsgesetzes. 
Durch das WOrt "sollen" in Abs. 1 Z 3 wird darauf 
Bedacht genommen, daß häufig freigewordene 
Wohnungen modernisiert werden, die erst nach 
Abschluß der Arbeiten wieder vergeben und in 
Benützung genommen werden können. Der bishe­
rige Förderungsausschließungsgrund für Wohn­
häuser, die nicht ganzjährig bewohnt werden dür­
fen (§ 1 Abs.5 Wohnungsverbesserungsgesetz), ist 
deshalb nicht mehr ausdrücklich angeführt, weil 
schon im Hinblick auf die Bestimmung des Abs: 1 
Z 3 nur solche Gebäude für eine Förderung in 
Betracht kommen, die auch objektiv zur Befriedi­
gung des dauernden Wohnbedürfnisses geeignet 
sind. 

Bei Gebäuden, die in ein Assanierungsvorhaben 
einbezogen sind, erscheint es geboten, den Einsatz 
öffentlicher Mittel davon abhängig zu machen, daß 
sie die übrige Assanierung nicht verhindern oder 
erschweren und ihre Verbesserung oder Erhaltung 
sich auch sonst in das Assanierungsvorhaben ein­
fügt. Sind jedoch gemäß § 7 Abs: 2 lit. d Stadter­
neuerungsgesetz einzelne in einem Assanierungsge­
biet gelegene bebaute Grundstücke, die keiner 
Assanierung bedüden und diese nicht erschweren, 
von den Assanierungsmaßnahmen ausgenommen, 
bedad es hinsichtlich ihrer Förderung keiner Ein­
schränkung. 

Zu § 3: 

Z 1: 

Gemäß dem Wohnungsverbesserungsgesetz (§ 3 
Z 1) muß bei dem zu verbessernden Wohnhaus 
mindestens die Hälfte der Gesamtnutzfläche auf 
Klein- oder Mittelwohnungen entfallen. Nach dem 
WFG 1968 (§ 2 Abs. 1 Z 4 a) ist eine Baulichkeit 
verbesserungswürdig, wenn mindestens zwei Drit­
tel der Gesamtnutzfläche Wohnzwecken dienen 
und mindestens die Hälfte der Wohnungen nicht 
größer als 150 m2 sind. Die hier vorgeschlagene 
Regelung soll unter Wahrung des durch den Kom­
petenztatbestand "Volkswohnungswesen" gezoge­
nen Rahmens die Anwendungsbreite der Förderung 
vergrößern, zumal es gerade in' kleineren Städten 
mit wertvoller alter Bausubstanz zahlreiche zweige­
schossige Gebäude gibt, bei denen sich im Erdge-

schoß Geschäftslokale und im einzigen Oberge­
schoß Wohnungen befinden. 

Z 2: 

Wie bisher soll die höchstzulässige Nutzfläche 
der zu fördernden Wohnungen bei 150 m2 liegen; 
damit ist die Grenze angesichts der Gegebenheiten 
im Althausbestand weiter gezogen als bei der Neu­
bauförderung, wo sie grundsätzlich 130 m2 beträgt. 
Eine Anhebung über 150 m2 erscheint "nicht 
gerechtfertigt. 

Z 3: 

Die Definition gleicht jener der Regierungsvor­
lage für ein WFG 1984. 

Z4: 

Diese Definition entspdcht § 2 Abs. 1 2 8 WFG 
1968, wob(:i jedoch - wie in der Regierungsvor­
lage für ein WFG 1984 - auf die Betriebs- und 
Instandhaltungskosten Bedacht genommen wird. 

Z 5: 

Der Nutzflächenbegriff entspricht jenem im Ent-
wud eines W'FG 1984. . 

Z 6: 

Die Definition des Einkommens gleicht derjeni­
gen in der Regierungsvorlage betreffend ein WFG' 
1984; dh., daß gegenüber dem WFG 1968 folgende 
Einkunftsbestandteile zusätzlich zum Einkommen 
zählen: Aufwendungen für den Erwerb von 
Genußscheinen im Sinne des § 6 Beteiligungsfonds­
gesetz, BGBI. NI'. 111/1982 (§ 18 Abs. 1 28 EStG 
1972) und Auslandseinkünfte (§ 3 Z 14 a EStG 
1972). 

Z 7,8 und 9: 
! , 

Auch diese Bestimmungen wurden aus deI' 
Regierungsvorlage für ein WFG 1984 übernom­
men. Zu erwähnen ist, daß der Vermögensbegriff 
(2 8) der entsprechenden Regelung des Studienför­
derungsgesetzes, BGBI. Nr. 421/1969, in der Fas­
sung BGBI. NI'. 333/1981 nachgebildet ist. 

29 trägt der Tendenz der Gesetzgebung Rech­
nung, genossenschaftliche Nutzungsverträge den 
Mietverträgen gleichzustellen und sie nicht mehr 
als Verträge "sui generis" anzusehen. 

Zu § 4: 

Abgesehen von der beabsichtigten Anhebung der 
Bundeshaushaltsmittel (siehe allgemeinen Teil) ist 
besonders auf die in Z 6 vorgesehene Möglichkeit 
hinzuweisen, einen Teil der W ohnbauförderungs­
mittel für Zwecke des Wohnhaussanierungsgesei­
zes zu verwenden, wie dies in ähnlicher Weise 
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bereits nach § 4 Abs. 5 Wohnungsverbesserungsge­
setz möglich ist. Die Form der Widmung der Mittel 
ist offengelassen und wird sich nach den haushalts­
rechtlichen Vorschriften des jeweiligen Landes 
richten. 

Zu § 5: 

Hinsichtlich der vorgesehenen jährlichen Steige­
rung der Haushaltsmittel des Bundes wird auf den 
allgemeinen Teil verwiesen. Eine Bindung von 
Rückflüssen aus Förderungsmaßnahmen des Bun­
des-Wohn- und Siedlungsfonds und des Wohn-' 
haus-Wiederaufbaufonds, wie sie derzeit gesetzlich 
vorgeschrieben ist, ist nicht mehr vorgesehen, weil 
einerseits die Höhe dieser Rückflüsse im Abneh­
men begriffen ist und andererseits durch § 7 des im 
Entwurf vorliegenden I)euen W ohnbauförderungs­
gesetzes ohnedies sichergestellt ist, daß die Rück­
flüsse - allerdings nach dem für die Wohnbauför­
derung geltenden Schlüssel - den Ländern zuflie­
ßen. Es steht sodann im Belieben der Länder, diese 
sowie die übrigen Wohnbauförderungsmittel ohne 
,Begrenzung für Zwecke des Wohnhaussanierungs­
gesetzes heranzuziehen. . 

Zur Auf teilung auf die, Länder (Abs. 2) wird 
bemerkt, daß der derzeit im Wohnungsverbesse­
rungsgesetz geltende Schlüssel beibehalten wurde. 

Zu § 6: 

Angesichts der Bedeutung, die dem Ausbau der 
Wohnungs beheizung durch Fernwärme zukommt, 
wurden durch eine Änderung des W ohnungsver­
besserungs gesetzes (BGBI. Nr.64111982) Bundes­
haushaltsmittel in Höhe von ,20 Millionen Schilling 
jährlich eigens für diesen Zweck bereitgestellt. 
Diese Aktion soll ,im Wohnhaussanierungsgesetz 
weitergeführt werden. Für den Fall, daß die für den 
Anschluß an Fernwärme zweckgebundenen Mittel 
von einem Land im Kalenderjahr nicht ausge­
schöpft werden können, ist zunächst eine Übertra­
gung dieser Mitte'! auf das nächste Kalenderjahr 
vorgesehen; kommt es auch in diesem Jahr nicht zu 
einer Ausschöpfung der Mittel, so sollen sie für 
Maßnahmen gemäß § 11 Z 4 und 5 des 'Entwurfes 
verwendet werden, sodaß ihre Widmung für ener­
giesparende Verbesserungen gewahrt bleibt. 

Zu § 7: 

Diese Bestimmung baut auf § 2 Abs. 1 und 2 des 
Bundesgesetzes zur Förderung der Erhaltung und 
Verbesserung von Wohnhäusern sowie der Stadter­
neuerung, BGBI. Nr. 164/1982, auf. Das genannte 
Gesetz ist in den vorliegenden Entwurf eingebaut, 
seine Bestimmungen sind jedoch entsprechend den 
in der Praxis gewonnenen Erfahrungen adaptiert. 
Die wesentlichste Änderung ist darin zu sehen, daß 
die auf Grund des Kapitalversicherungs-Förde-

rungsgesetzes aufgebrachten Mittel nicht mehr den 
Kreditinstituten zur Vergabe von Darlehen, son­
dern unmittelbar den Ländern zufließen sollen. 
Neben der einheitlichen Förderungsvergabe durch 
die Länder bringt dies auch den Vorteil, daß die 
bisher von den Kreditinstituten eingehobene Ver­
gütung für ihre Tätigkeiten (0,75 vH der Darle­
henssumme) nunmehr wegfällt. 

Die Anführung "sonstiger Föderungsmaßnah-
, men" in Abs. 1 nimmt auf die Möglichkeit Bedacht, 
daß in Zukunft auch außerhalb des Kapitalversi­
cherungs-Förderungsgesetzes Mittel für die vorge­
sehenen Zwecke aufgebracht werden können. In 
jedem Fall soll den Ländern jährlich ein Kapital 
von mindestens 750 Millionen Schilling in Form 
von Darlehen, zusätzlich zu den Mitteln gemäß 
den §§ 5 und 6, zur Förderung von Sanierungsmaß­
nahmen zur Verfügung gestellt werden. 

Da es sich um Maßnahmen der Erhaltung und 
Verbesserung von Wohnhäusern handelt, erscheint 
wie bisher eine Auf teilung des in Form von zinsen­
günstigen Darlehen (Zinsfuß derzeit 7%% jährlich) 
zu vergebenden Kapitals auf die Länder nach ihrem 
Anteil an der Gesamtzahl der Substandardwohnun­
gen in vor 1945 errichteten Wohnhäusern mit mehr 
als zwei Wohnungen als sachgerecht. Im Gegensatz 
zum oben genannten Bundesgesetz, BGBI. 
Nr. 164/1982, sollen hiefür die jünl$sten Daten auf 
Grund einer Voller hebung des Osterreichischen 
Statistischen Zentralamtes - dh. auf Grund einer 
Häuser- und Wohnungszählung - maßgebend 
sein, weil nur eine solche Erhebung die für die Auf­
teilung der Mittel erforderliche Datengenauigkeit 
gewährleistet. Bei Vergbabe von Darlehen durch 
den Wohnhaus-Wiederaufbau- und Stadterneu­
erungsfonds soll kein. Aufteilungsschlüssel mehr 
festgelegt werden, um einen den Erfordernissen 
entsprechenden Mitteleinsatz und eine Schwer­
punktbildung zu 'ermöglichen. 

Zu § 8: 

Abs. 1 entspricht der Bestimmung des § 5 Abs. 1 
Wohnungsverbesserungsgesetz. Daß nunmehr im 
ersten Satz ein Landesbeitrag in derselben Höhe 
wie, die Bundesmittel und nicht mehr in der Höhe 
der Hälfte der Bundesmittel vorgeschrieben wird, 
bedeutet keine meritorische Änderung, sondern ist 
darauf zurückzuführen, daß die bisher zu den Bun­
desmitteln gezählten, mit den Haushaltsmitteln 
gleich hohen Beträge aus Rückflüssen von Darle­
hen der Bundeswohnbaufonds im Entwurf nicht 
mehr als Bundesmittel angeführt sind (vergleiche 
den ersten Absatz der Erläuterungen zu § 5). I 

Abs. 2 und 3 übernehmen die entsprechenden 
Regelungen der Regierungsvorlage für ein WFG 
1984. 
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Zu § 9: 

Abs.l: 

Diese Bestimmung entspricht weitgehend dem 
§ 7 Abs. 1. Wohnungsverbesserungsgesetz. Durch 
die Anführung des Miteigentümers im Klammer­
ausdruck nach "Wohnungsinhaber" wird zum Aus­
druck gebracht, daß ein Miteigentümer, der ohne 
Mietvertrag eine Wohnung im Haus bewohnt, eine 
Förderung von Sanierungsarbeiten innerhalb seiner 
Wohnung auch ohne die übrigen Miteigentümer in 
Anspruch nehmen kann. Hingegen braucht der 
Alleineigentümer, der eine Wohnung im eigenen 
Haus benützt, nicht eigens als Wohnungsinhaber 
angeführt zu werden, weil er als "Eigentümer des 
Gebäudes" ohne Einschränkung als Förderungs­
werber auftreten kann. Im Falle. der Bestellung 
eines Verwalters nach § 6 Abs. 2 Mietrechtsgesetz 
oder § 14 c Abs. 2 W ohnungsgemeinnützigkeitsge­
setz soll auch dieser eine Förderung beantragen 
können. 

Abs. 2 und 3: 

Mit der W ohnungsverbesserungsgesetz-Novelle 
BGB!. Nr.315/1981 wurde bei Verbesserungen 
durch den Wohnungsinhaber ein Einkommenslimit 
eingeführt, um sicherzustellen, daß die Förderung 
in erster Linie einkommensschwächeren Personen 
zugute kommt. Diese Förderungsvoraussetzung 
wird aufrechterhalten. 

Die Einkommensgrenzen verändern sich mit 
dem Verbraucherpreisindex; die Kundmachung des 
Bundesministeriums für Bauten und Technik hat 
bloß deklarativen Charakter. Das vorgesehene 
Limit hinsichtlich des steuerpflichtigen Vermögens 
ist aus der Regierungsvorlage für ein WFG 1984 
übernommen. 

Zu § 10: 

Die in Z 1 vorgenominene Einbeziehung von 
Wohnheimen in die .Förderung nimmt darauf 
Bedacht, daß viele solcher Objekte erhaltenswert, 
abersanierungsbedürftig sind und der Einsatz von 
Wohnungsverbesserungsmitteln hiefür gerechtfer­
tigt erscheint, da Wohnheime im Regelfall nicht 
nur . keinen Gewinn abwerfen, sondern kaum 
kostendeckend geführt werden können. Hinsicht­
lich des Begriffes "Wohnheim" siehe § 3 Z 3. Für 
Wohnheime sollen dieselben Förderungsvorausset-
zungen gelten wie für Wohnhäuser. . 

Nach den derzeitigen Regelungen des Woh­
nungsverbesserungsgesetzes und des WFG 1968 
sind für die Abgrenzung, ab welchem Baualter 
Objekte unter die Förderung fallen, ohne zwingen­
den Grund unterschiedliche Stichtage maßgebend: 
1. Juli 1948, 1. Jänner 1968, 1. Jänner 1974. Es soll 
daher eine Vereinheitlichung vorgenommen wer­
den. Wenn auch weiterhin die Modernisierung der 
vor 1945 errichteten Wohnhäuser primäres Förde-

rungsziel ist, soll doch die Möglichkeit gegeben 
sein, auch jüngere Wohnbauten - etwa hinsicht­
lich ihres Schall- oder Wärmeschutzes - zu ver-· 
bessern. Es wird ein gleitender Stichtag - Ertei­
lung der Baubewilligung mindestens 20 Jahre vor 
Beantragung der Förderung - vorgeschlagen; 
diese Voraussetzung soll auch für Verbesserungen 
in Wohnungen Gültigkeit haben. Für den Anschluß 
an Fernwärme soll wie bisher keine zeitliche 
ßeschränkung gelten. 

Zu § 11: 

Da Verbesserungs- und Erhaltungsarbeiten oft 
schwer voneinander abzugrenzen sind und um das 
primäre Ziel des Entwurfes zu betonen, mit der 
Förderung einen entsprechenden Gesamtzustand 
des Wohnhauses herbeizuführen, werden die för­
derbaren ·Arbeiten nun als "Sanierungsmaßnah­
men" bezeichnet. Der Maßnahmenkatalog, der im , 
großen und ganzen dem derzeitigen Rechtsbestand 
entnommen ist, stellt eine beispielsweise Aufzäh­
lung von besonders förderungswürdigen Arbeiten 
dar. 

Neu angeführt sind insbesondere die Maßnah­
men zur Erhöhung des Feuchtigkeitsschutzes sowie 
die Errichtung oder Umgestaltung von Schutzräu­
men vom T'yp Grundschutz (vergleiche § 4 Abs. 2 
Z 2 MRG). Die Änderung der Grundrißgestaltung 
innerhalb einer Wohnung soll nur in Verbindung 
mit anderen Maßnahmen gefördert werden, weil 
bei einer bloßen Grundrißänderung in der Regel . 
die Wünsche des jeweiligen Wohnungsinhabers im 
Vordergrund stehen und kein solches öffentliches 
Interesse gegeben ist, daß der Einsatz öffentlicher 
Mittel gerechtfertigt wäre. 

Zu § 12: 

Im Einklang. mit dem schon oben genannten 
Ziel, die Förderung stärker auf die Gesamtsanie­
rung von Wohnhäusern abzustellen, können auch 
Erhaltungsarbeiten im Sinne des Mietrechtsgeset­
zes, soweit sie keine Deckung in der Mietzinsre­
se.rve gemäß § 20 Mietrechtsgesetz, der Rückstel­
lung gemäß § 14 Abs. 1 Z 5Wohnungsgemeinnüt­
zigkeitsgesetz oder der Rücklage gemäß § 16 Woh­
nungseigentumsgesetz 197~ finden, gefördert wer­
den. 

Entsprechend dem in Abs. 1 normierten Grund­
satz soll jedoch nach wie vor die Verbesserung der 
Bausubstanz im Vordergrund stehen. 

Zu § 13: 

Wie schon im Allgemeinen Teil gesagt, hat es 
sich der Entwurf insbesondere auch zur Aufgabe 
gestellt, darauf hinzuwirken, daß sich das Haus 
nach Abschluß der Arbeiten in einem befriedigen­
den Gesamtzustand befindet. Die Förderung 
kostenaufwendigerer Sanierungsmaßnahmen an 
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Mehrwohnungshäusern soll deshalb davon abhän­
gig gemacht werden, daß das Gebäude nachher 
einen gewissen Mindestausstattungsstandard auf­
weist. In Ausführung der Vereinbarung gemäß 
Art. 15 a B-VG über die Einsparung von Energie 
soll ein~ Förderung von Zentralheizungsanlagen in 
Mehrwohnungshäusern nur zulässig sein, wenn 
Geräte zur Feststellung des individuellen Energie­
verbrauches vorgesehen sind. 

zu: § 15: 

Allgemein ist zu den vorgesehenen Bestimmun­
gen über Förderungsdarlehen, Annuitäten- und 
Zinsenzuschüsse sowie Bürgschaft zu sagen, daß 
sie im Vergleich zu den entspechenden geltenden 
Vorschriften (WFG 1968 und Wohnungsverbesse­
rungsgesetz) wesentlich offener gehalten sind, um 
der Vollziehung eine auf die jeweiligen Gegeben­
heiten und Erfordernisse abgestimmte Handha­
bung der Förderung zu ermöglichen. 

Zu § 16: 

Zwecks Intensivierung der Wohnhaussanierung 
und um den Ländern bei der Bemessung des Darle­
hens größtmögliche Gestaltungsfreiheit zu geben, 
ist hinsichtlich des Darlehensausmaßes - abgese­
hen von der zwingenden Bestimmung des Abs. 4 
zweiter Satz - keine Ober- oder Untergrenze fest­
gelegt. Die Regelungen über das Darlehensausmaß 
sowie die Darlehensbedingungen werden von den 
Ländern im Verordnungsweg zu treffen sein 
(Abs.4). Die Bandbreite für die Darlehenslaufzeit 
ist im Hinblick auf die Lebensdauer der geförder­
ten Anlagen und darauf, daß es sich um ältere 
Gebäude handelt, mit 10 bis 30 Jahren niedriger 
angesetzt als in der Regierungsvorlage für ein 
WFG 1984 (25 bis 50 Jahre). 

Bisher ist im Rahmen der Förderung der Woh­
nungsverbessetung der Umwandlung von Sub­
standardwohnungen in entsprechend ausgestattete 
Wohnungen nicht jene praktische Bedeutung zuge­
kommen, wie es der Gesetzesabsicht entsprochen 
hätte. Durch Gewährung von Förderungsdarlehen 
in voller Höhe der Kosten soll ein stärkerer Anreiz 
als bisher für die Beseitigung der mangelhaften 
Ausstattung von Substandardwohnungen geboten 
werden (Abs. 4). 

Die Regelungen des Abs. 2 über die Verzinsung 
und des Abs. 3 stimmen weitgehend mit § 23 der 
Regierungsvorlage für ein WFG 1984 überein. 

Zu § 17: 

Diese Bestimmung entspricht im wesentlichen 
dem WFG 1968 bzw. dem WFG 1984. 

Zu § 18: 

Die Kündigungsgrüride, überwiegend dem 
Wohnbauförderungsrecht entlehnt, sollen die ord-

nungsgemäße Erhaltung und bestimmungsgemäße 
Verwendung der geförderten Objekte sowie die 
Einhaltung der Zahlungsverpflichtungen des För­
derungsnehmers gewährleisten. Die Bestimmung 
des Abs. 1 Z 5 ist insbesondere gegen ein unnötiges 
Leerstehen von Wohnungen . gerichtet. Die in 
Abs. 2 in Übereinstimmung mit § 26 Abs. 3 der 
Regierungsvorlage für ein WFG 1984 vorgesehene 
erhöhte Verzinsung gekündigter Darlehensbeträge 
soll die Durchsetzung dieser Gesetzesabsichten 
zusätzlich absichern. 

In Übereinstimmung mit den Intentionen der 
wohnungsrechtlichen Bestimmungen des Insolvenz­
rechtsänderungsgesetzes 1982 wurde in Abs. 3 die 
Möglichkeit eröffnet, von einer Darlehenskündi­
gung bei Verletzung der Zahlungspflicht abzuse­
hen, wenn dies im Interesse der (künftigen) Woh­
nungsinhaber geboten erscheint. 

Zu § 19: 

Die Einschränkung der Fälligstellung steht im 
Einklang mit der im Insolvenzrechtsänderungsge­
setz 1982 zum Ausdruck kommenden Absicht des 
Gesetzes. 

Zu den §§ 21 und 22: 

Diese Bestimmungen betreffend die Gewährung 
von Annuitätenzuschüssen und Zinsenzuschüssen 
sollen den Ländern eine möglichst hohe Flexibilität 
in der Stützung von. Kapitalmarktdarlehen zu 
Sanierungszwecken gewährleisten. 

Zu § 23: 

Da den in Z 1 bis 3 aufgezählten Handlungen 
und den Darlehenskündigungsgründen nach § 18 
ein schuldhaftes Element innewohnt, sieht diese 
Bestimmung auch die Rückforderung bereits ausge­
zahlter Zuschüsse vor. Die Statuierung d,er Einstel­
lung und Rückforderung für den Fall, daß der För­
. derungswerber die Arbeiten nicht von hiezu befug­
ten Personen ausführen läßt (§ 6 Abs. 5 Z 5 Woh­
nungsverbesserungsgesetz), erscheint entbehrlich, 
da dieser Einstellungsgrund in der Praxis keine 
Rolle spielt. 

Zu§24: 

Die Voraussetzungen für die Übernahme der 
Bürgschaft und ihr Gegenstand werden nur' im 
unbedingt notwendigen Umfang festgelegt; alles 
weitere soll den vollziehenden Ländern überlassen 
werden. Die Übernahme einer Bürgschaft durch 
das Land ist insbesondere dann von Bedeutung, 
wenn Mieter Darlehen aufnehmen wollen. Auch 
die Bürgschaft für die ordnungsgemäße Erhaltung 
von Wohnhäusern,. wie sie derzeit in § 16 Abs.2 
WFG 1968 geregelt ist, wird in Zukunft auf Grund 
der vorliegenden Bestimmung möglich sein. 

245 der Beilagen XVI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)18 von 22

www.parlament.gv.at



245 der Beilagen 19 

Zur Deckung allfälliger Verpflichtungen aus 
übernommenen Bürgschaften kann das Land aus 
FörderungsmitteIn eine Rücklage bilden; diese ist 
bestmöglich anzulegen (§ 8 Abs. 3). 

Zu den §§ 25 bis 29: 

Die im Jahr 1975 im W ohnungsverbesserungs­
recht eingeführte Wohnbeihilfe,die eine notwen~ 
dige Ergänzung zur Objektförderung darstellt, 
wurde in Anlehnung an die Bestimmungen der 
Regierungsvorlage für ein WFG 1984 adaptiert. 
Den vorgesehenen Regelungen liegt die Zielset­
zung zugrunde, die Wohnungsaufwandsbelastung 
bei mit öffentlicher Hilfe sanierten Wohnungen für 
sozial schwächere Wohnungsinhaber tragbar zu 
gestalten. Hiebei ist die Wohnbeihilfe nur bei Miet­
(bzw. Genossenschafts-)wohnungen zwingend vor­
gesehen, während es bei den "Eigentumsformen" 
im Hinblick auf ihre höhere Verwertbarkeit und 
die durch sie verwirklichte Vermögensbildung den 
Ländern überlassen wird, den Zu schuß zuzuerken­
nen. 

Zu § 25: 

Aus § 15 ergibt sich, daß Wohnbeihilfe nurirn 
Zusammenhang mit einer anderen Förderungsart in 
Frage kommt. 

Abs. 1 bringt - in Übereinstimmung mit § 15 
Abs. 3 WFG· 1968 - zum Ausdruck, daß der 
Zuschuß den vom Mieter zur Deckun~ der Sanie­
rungskosten zu erbringenden Betrag nicht überstei­
gen darf. Ausdrücklich wird festgelegt, daß die 
Wohnbeihilfe nur Mietern zusteht, die ihre W oh­
nung zur Befriedigung des dringenden W ohnbe­
dürfnisses regelmäßig verwenden (vergleiche auch 
§ 2 Abs. 1 Z 3 und '§ 30 Abs. 3). Ist eine solche Ver­
wendung zwar bei Zuerkennung des Zuschussdi 
gegeben, später jedoch nicht mehr, erlischt der 
Anspruch gemäß § 27 Abs. 3 Z 2. 

Zu den den österreichischen Staatsbürgern 
Gleichgestellten (Abs. 2) ist zu sagen, daß die soge­
nannten Konventionsflüchtlinge gegenüber der 
derzeitigen Rechtslage (WFG 1968) (neu hinzuge­
treten sind. Hingegen hatte die Gleichstellung der 
"Volksdeutschen" zu entfallen, da eine derartige 
Regelung auf Grund des Bundesverfassungsgeset­
zes zu~ Durchführung des internationalen Überein­
kommens über die Beseitigung aller Formen der 
rassischen Diskriminierung, BGBI. Nr.390/1973, 
nicht mehr zulässig ist. Die in Abs. 2 vorgesehenen 
Gleichstellungsvorschriften erscheinen im Lichte 
des Art. lAbs: 1 des genannten Bundesverfassungs­
gesetzes als sachlich gerechtfertigt. 

Zu § 26: 

Als anderweitige Zuschüsse im Sinne von Abs. 1 
kommen beispielsweise in Betracht: die Mietzins­
beihilfe gemäß .§ 106 a Einkommensteuergesetz 

. 1972, die W ohnköstenbeihilfe gemäß § 21 Heeres-

gebührengesetz, freiwillige Zuschüsse der Arbeitge­
ber zum Wohnungs aufwand oder Zuschüsse nach 
landesrechtlichen Vorschriften. 

Die höchstzulässige Belastung (25 vH des Fami­
lieneinkommens) ist als absolute Obergrenze für 
den Fall eines' an der Einkommensobergrenze gele~ 
genen Einkommens anzusehen; ob und in welchen 
Fällen diese Grenzbelastung erreicht werden kann, 
haben die Länder zu regeln. ' 

In sozial besonders berücksichtigungswürdigen 
Fällen soll der zumutbare Wohnungsaufwand 
generell niedriger als für Durchschnittsfamilien 
angesetzt werden. Neben Jungfamilien und kinder­
reiche Familien treten auch Familien mit einem 
behinderten Kind sowie Förderungswerber, die 
selbst behindert sind oder deren Familie ein behin­
dertes Mitglied aufweist. 

Zu § 27: 

Durch die weitgehend der Praxis entsprechende 
Gewährung der Beihilfe für ein Jahr in Verbindung 
mit der Meldepflicht nach Abs. 2 ist gewährleistet, 
daß die Höhe der Wohnbeihilfe den jeweiligen 
Verhältnissen angepaßt werden kann. Über die 
Rückerstattung zu Unrecht empfangener Beträge 
- die nunmehr auch zu verzins~n sind - entschei­
det mit Bescheid die Landesregierung, welche die 
Wohn beihilfe gewährt hat. 

Zu den §§ 30 bis 37: 

Die Bestimmungen über die Einreichung und 
Erledigung der Ansuchen und Anträge gehen im 
wesentlichen auf die bisherige Rechtslage zurück 
bzw. sind aus der Regierungsvorlage für ein WFG 
1984 übernommen. 

Zu § 31: 

Die Regelung des Einkommensnachweises 
wurde auf Grund der Erfahrungen der Praxis in 
der Weise geändert, daß der Nachweis des Ein­
kommens einheitlich für den unmittelbar vor dem 
Ansuchen (Antrag) liegenden Zeitraum geführt 
werden soll. Demgemäß ist grundsätzlich der letzte 
Steuerbescheid vorzulegen bzw. das Einkommen 
des unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahres 
nachzuweisen. 

Die abweichende Sonderregelung des Abs. 3 
zweiter Satz ist besonders für Fälle. gedacht, in 
denen entweder das im letzten Steuerbescheid aus­
gewiesene Einkommen atypisch niedrig oder das 
Einkommen eines Unselbständigen gerade in den 
letzten Monaten erheblich gesunken ist. 

Die Bestimmungen über den Nachweis des 
. steuerpfl\chtigen Vermögens sind dem St\ldienför­

derungsgesetz nachgebildet. Förderungswerber, die 
nicht zur Vermögensteuer veranlagt werden, wer­
den bei der Prüfung· ihrer FÖrderungswürdigkeit 
eine entsprechende Erklärung abzugeben haben . 
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Zu § 32: 

Das Anhörungsrecht der Gemeinde (Abs. 2) soll 
dieser Gelegenheit geben, sich zur Erhaltungs-

. bzw. Verbesserungswürdigkeit des zur Förderung 
beantragten Gebäudes·und dazu zu äußern, ob sein 
Bestand mit den kommunalen Planungen vereinbar 
ist (vergleiche§ 2 Abs. 2 und § 10 Z 1 lit. b). 

Mit dem Prioritätenkatalog des Abs. 3 wird es in 
Ausgestaltung des § 10 Abs.2 erster Satz Woh­
nungsverbesserungsgesetz den Ländern zur Auf­
gabe gemacht, bei der Förderung energie politisch 
bedeutsame Maßnahmen sowie Arbeiten zur Stan­
dardverbesserung mangelhaft ausgestatteter Woh­
nungen besonders zu berücksichtigen. 

Zu§H: 

Durch die hier vorgesehenen Zusicherungsbedin­
gungen soll in erster Linie in Ergänzung der Priori­
tät für energiepolitisch wertvolle Maßnahmen (§ 32 
Abs.3) erreicht werden, daß auch bei Förderung 
anderer Arbeiten auf den Aspekt. der Energieein­
sparung Bedacht genommen wird. 

Zu§ 35: 

Diese Bestimmung ist auf Grund der §§ 6 und 7 
Abs. 1 Z 1 Datenschutzgesetz erforderlich. 

Zu § 36: 

Abs. 1 (Ausführung in normaler Ausstattung) 
. enthält eine für den ganzen Anwendungsbereich 
des Gesetzes gültige Norm,. die sich aus seiner 
kompetenzrechtlichen Grundlage - V olkswoh­
nungswesen - herleitet. Das Postulat der norma­
len Ausstattung - definiert in § 3 Z 4 - bezieht 
sich nicht nur auf Wohnungen; vielmehr muß das 
Ergebnis jeder geförderten Arbeit, gleichgültig ob 
innerhalb oder außerhalb einer Wohnung, diesem 
Kriterium entsprechen. 

Die in Abs. 4 vorgesehene Prüfung des V orlie­
gens von Kündigungs- und Einstellungsgründen 
soll dazu beitragen, der grundlegenden Gesetzesab­
sicht zum Durchbruch zu verhelfen, daß geförderte 
Wohnungen förderungswürdigen Personen zugute 
kommen müssen. 

Zu den §§ 38 und 39: 

Da es sich um mit öffentlichen Mitteln geför­
derte Objekte (Wohnungen und Geschäftsräume) 

. handelt, erscheint eine Mietzinsregelung geboten. 
Die hier vorgeschlagenen Vorschriften beziehen 
sich· allerdings nicht auf den Hauptmietzins selbst, 
sondern auf jene Erhöhungsbeträge, die im Zusam­
menhang mit Sanierungsmaßnahmen zusätzlich 
zum eigentlichen Hauptmietzins vereinbart wer­
den. Auf eine Hauptmietzinsbeschränkung wurde 
verzichtet, um nicht den Anreiz zur Vornahme von 
Sanierungsmaßnahmen zu mindern. Die in Aus-

sicht genommene Regelung :wird daher in erster 
Linie dann zum Tragen kommen, wenn bei beste­
henden Mietverhältnissen geförderte Arbeiten 
durchgeführt werden und die gegebenen Zinse zur 
Deckung ihrer Kosten nicht ausreichen. Für diese 
Fälle wird einerseits ausdrücklich festgelegt, daß 
eine Erhöhung der Hauptmietzinse zulässig ist; 
andererseits darf die Erhöhung nach § 39 nur in 
dem Maß erfolgen, als es zur Deckung der Kosten 
erforderlich ist. Die Überprüfung, ob dies zutrifft, 
obliegt dem Gericht im Außerstreitverfahren bzw. 
der Schlichtungsstelle; hiebei sollen die diesbezügli­
chen Verfahrensvorschriften des Mietrechtsgeset­
zes (§§ 37 ff.), die bei der vergleichbaren Entschei­
dung über die Angemessenheit des Hauptmietzin­
ses Geltung haben, anzuwenden sein. Zur Antrag­
steIlung ist sowohl ein Mieter, der der Vereinba­
rung über die Erhöhung der Hauptmietzinse nicht 
zugestimmt hat (§ 38 Abs. 2; Erläuterungen siehe 
unten), als auch ein Mieter berechtigt, der eine sol­
che Vereinbarung mitabgeschlossen hat, dem aber 
später Zweifel 'an der Angemessenheit der Erhö­
hung kommen. 

Von besonderer Bedeutung ist die in § 38 Abs. 2 
vorgesehene Bindung der Minderheit der Mieter an 
eine von einer qualifizierten Mietermehrheit 
geschlossene Vereinbarung über eine Erhöhung der 
Hauptmietzinse zu Sanierungszwecken. Damit soll 
der derzeitigen unbefriedigenden Situation abge­
hol.fen werden, daß notwendige oder doch wün­
schenswerte Sanierungsmaßnahmen am Haus häu­
fig daran scheitern, daß einzelne Mieter sich nicht 
an der Kostentragung beteiligen wollen. Eine 
Beeinträchtigung wesentlicher Mieterinteressen 
erscheint hiedurch nicht gegeben, da es sich a) um 
wichtige Arbeiten an allgemeinen Teilen des Hau­
ses handeln muß, b) eine Dreiviertel-Mehrheit 
erforderlich ist und c) jeder Mieter die Möglichkeit 
hat, die Angemessenheit der Mietzinserhöhung 
vom Außerstreitgericht bzw. von der Schlichtungs­
stelle - also ohne Kostenrisiko - überprüfen zu 
lassen. 

Zu § 40: 

Bei Durchführung geförderter Arbeiten sollen 
die Bestimmungen des Mietrechtsgesetzes darüber, 
inwieweit ein Mieter seine Mietrechte berührende 
Arbeiten zu dulden hat, jedenfalls zur Anwendung 
gelangen. 

Zu § 42: 

Die Gebührenbefreiungsbestimmungen Wurden 
im wesentlichen aus. dein geltenden Recht über­
nommen. 

Zu § 43: 

Die die Stadterneuerung betreffenden Bestim­
mungen des Bundesgesetzes zur Förderung der 
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Erhaltung und Verbesserung von Wohnhäusern 
sowie. der Stadterneuerung, BGBl. Nr. 164/1982, 
sollen - in adaptiener Form - wegen des gegebe­
nen Zusammenhanges in das Stadterneuerungsge­
setz eingebaut werden. Hiebei ist nunmehr aus­
drücklich festgelegt, daß die Darlehensgewährung 
unmittelbar durch den Wohnhaus-Wiederaufbau­
und' Stadterneuerungsfonds erfolgt (§ 33 Abs. 1, 
§ 3'5 Abs. 1 StEG). Von einer Festlegung, in wel­
chem Verhältnis die Mittel den einzelnen Ländern 
zugute kommen, wurde abgesehen, um dem Fonds 
einen den Erfordernissen entsprechenden Mittel­
einsatz und eine Schwerpunktbildung zu ermögli­
chen. 

Da die auf Grund des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 164/1982 erlassene Stadterneuerungsverord­
nung, BGBI. Nr. 40111982, durch die in § 49 Abs. 1 
Z 2 vorgesehene Außerkraftsetzung des genannten 
Bundesgesetzes ihre ,Rechtsgrundlage verlieren 
wird, enthält § 33 Abs.2 StEG die Verpflichtung 
zur Erlassung einer neuen Verordnung (auf Grund 
des Stadterneuerungsgesetzes), die gemäß § 48 
Abs.3 zugleich mit dem Inkrafttreten des Wohn­
haussanierungsgesetzes in Kraft zu setzen ist. Die 
derzeitige Stadterneuerungsverordnung normien, 
daß 25 vH des gemäß dem Kapitalversicherungs­
Förderungsgesetz aufgebrachten Kapitals für 
Zwecke der Stadterneuerung zur Verfügung zu 
stelle!}. sind und beinhaltet einen Katalog der för­
derbaren Maßnahmen; es wird eine neue Verord­
nung zu erlassen sein. 

Zu.§ 44: 

Das bisherige Förderungssystem hat infolge der 
Unveränderbarkeit der Belastungen der Woh­
nungsinhaber dazu gefühn, daß Personen mit rela­
tiv gutem Einkommen unverhältnismäßig geringer 
belastet sind als Personen mit altersbedingt niedri­
gerem Einkommen, denen oft nur der Zugang zu 
relativ teuren Wohnungen offen steht. Dementspre­
chend sieht auch der Entwurf eines neuen Wohn­
bauförderungsgesetzes die Angleichung der Rück­
zahlungsbedingungen alter Venräge vor. Die Neu­
~estaltung des Förderungsrec~tes bedi~gt auch eine 
Anderung der überaus' günstigen Bedmgungen der 
Darlehen des Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds 
und des Wohnhaus-Wiederaufbaufonds.. Im 
Bereich des Bundes-Wohn - und Siedlungsfonds, 
wo die Anhebung des Zinssatzes auf Grund der 
Darlehensvenräge möglich ist, wurde bereits eine 
vierprozentige Verzinsung eingefühn und die 
Mehreingänge für Zwecke des Stanwohnungsge­
setzes gewidmet. Der vorliegende Entwurf sieht 
nun - in Form einer Änderung des Startwoh­
nungsgesetzes - eine Verzinsung der bisher unver­
zinslichen Darlehen des Wohnhaus-Wiederaufbau­
fonds vor, wobei die Höhe des Zinssatzes (höch­
stens 6 vH) im Verordnungswege festzulegen sein 

wird. Im Hinblick auf den großen Bedarf. sollen 
diese Zinsenerträgnisse ebenfalls für Förderungs-

. maßnahmen nach dem Startwohrtungsgesetz ver­
wendet werden und damit auch der Stadterneue­
rung zugute kommen. Zur näheren Begründung' 
dieses Bedarfes wird bemerkt: 

Bisher stehen für Zwecke des Startwohnungsge­
setzes die Mehrenräge auf Grund der Zinsenanhe­
bung bei Darlehen des Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds von 1 auf 4 vH zur Verfügung; das sind 
zirka 180 Millionen Schilling jährlich. Die Praxis 
hat gezeigt, daß diese Mittel zur Finanzierung 
einer den Bedürfnissen und Erfordernissen entspre­
chenden Förderungstätigkeit nicht ausreichen. Es 
ist evident geworden, daß nicht nur im großstädti­
schen Bereich, sondern auch in vielen Mittel- und 
Kleinstädten ein starkes Interesse für Sanierungs­
maßnahmen an älteren Gebäuden besteht, deren 
Durchführung vqm Standpunkt der Stadterneu­
erung, der Erhaltung bewahrenswerter Bausub­
stanz und der Ortsbildpflege von grOßer Bedeutung 
ist. Die Praxis hat insbesondere auch gezeigt, daß 
es wesentlich häufiger, als zu erwarten war, darum 
geht, aus Räumen, die bisher nicht Wohnzwecken 
gedient haben, Startwohnungen zu schaffen; solche 
Umbaumaßnahmen sind sehr kostenaufwendig, 
ihre Kosten reichen nicht selten an Neubaukosten 
heran. Dazu kommt, daß mit den stetig zunehmen­
den Fällen von Objektförderung in absehbarer Zeit 
auch die für die Gewährung von Starthilfe aufzu­
wendenden Beträge erheblich ansteigen werden. 
Infolge dieser Umstände sind zusätzliche Mittel für, 
Darlehensgewährungen nach dem Startwohnungs­
gesetz erforderlich. 

Zu den sonstigen Änderungen des Startwoh­
nungsgesetzes wird folgendes festgehalten: 

Auf Grund der bisherigen Praxis erscheint es 
zweckmäßig, von der starren Grenze für das Baual­
ter (8. Mai 1945) abzugehen und in Übereinstim­
mung mit dem Wohnhaussanierungsgesetz eine 
gleitende Begrenzung (Baubewilligung 20 Jahre vor 
Antragstellung) vorzusehen. 

Weiters soll künftig auch die Sanierung von 
Gebäuden, die überwiegend Stanwohnungszwek­
ken dienen, förderungsfähig sein, weil es unbefrie­
digend wäre, einzelne Startwohnungen isoliert vom 
Gesamtzustand des Hauses zu betrachten. 

Zu § 45: 

Die hier vorgeschlagene Änderung des Einkom­
mensteuergesetzes 1972 weitet die Begünstigung 
nach § 28 Abs. 2 EStG 1972 auf Fälle aus, in denen 
eine Objektförderung nach dem Startwohnungsge­
setz gewähn wird. 
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.Zu § 46: 

Derzeit hat die mit dem ,;Mietzinsbeihilfenge­
setz" (BGB!. Nr.409/1974) geschaffene Ausdeh­
nung der abgabenrechtlichen Begünstigungen des 

im vorliegenden Wohnhaussanierungsgesetz (§ 3 
Z 1) genügen, daß mindestens die Hälfte der 
Gesamtnutzfläche Wohnzwecken dient. 

Stadterneuerungsgesetzes . auf bestimmte Verbesse- . . Zu § 48: 
rungsarbeiten zur Voraussetzung, daß mindestens 
zwei Drittel der Gesamtnutzfläche des Gebäudes E~ ist beabsichtigt, das Wohnhaussanierungsge-
Wohnzwecken dienen. In Zukunft soll es in Über- setz zugleich mit dem neuen Wohnbauförderungs- . 
einstimmung mit der Definition des Wohnhauses gesetz in Kraft treten zu lassen. 

245 der Beilagen XVI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)22 von 22

www.parlament.gv.at




